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Editorial

Liebe Leser*innen,

wie alle wissen, stehen die Europawahlen vor der Tür. Ein guter Grund für unseren

Schwerpunkt Europapolitik.  

Natürlich werden wir bei unserem Kernthema bleiben, und uns hier vor allem um die ökologischen Aspekte kümmern. Das ist nicht zu wenig, denn die EU-Landwirtschaftspolitik spielt eine besondere Rolle, insbesondere auch aus ökologischer Sicht: Neben der Absicherung der Ernährungsgrundlagen in der EU hat die aktuelle landwirtschaftliche Produktionsweise auch große Auswirkungen auf die Welternährung, auf Grundwasser, Klima, Insektensterben usw.. Der Agrarsektor nimmt (trotz leicht sinkender Tendenz) mit 41% den größten Anteil der EU-Ausgaben ein und hat damit auch finanzielle Auswirkungen auf unser Leben. 

Das ist für uns Grund genug, die EU-Politik zum großen Teil aus Sicht der Landwirtschaft zu behandeln ‒ wobei die Klima- und Energiepolitik der EU selbstverständlich nicht unter den Tisch fallen. 

Gerade beim Klimaschutz können wir nicht mehr warten ‒ weder auf die EU-Politik, noch auf die Regierung in Deutschland. Die Jugendlichen, die Freitags für ihre Zukunft demonstrieren, haben das begriffen. Aber DIE LINKE ist auf ihrem Europaparteitag zwar einige Schritte vorwärts gegangen, doch es fehlt weiter der große Wurf. Auf dem Parteitag hatten wir auch beantragt, endlich die Klimapolitik ins Zentrum der Parteipolitik zu stellen. Es geht jetzt nicht mehr „nur“ um die politische Taktik; es geht auch nicht mehr „nur“ um Programme und Beschlüsse. Es geht darum, faktischer Akteur zu werden. 

DIE LINKE insgesamt und jedes einzelne Mitglied müssen für sich bestimmen, welche Position sie im praktischen Verhältnis zu sozialen Bewegungen einnehmen, wozu sie bereit und in der Lage sind. Die wirklichen Veränderungen werden auf der Straße erstritten. 

In der Bücherecke geht es noch einmal um die Landwirtschaft, um die Grenzen der Demokratie und um die theoretischen Grundlagen praktischen Handelns. 

Wir hoffen, dass die Lektüre anregend ist und freuen uns wie immer über Reaktionen darauf.
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Die Redaktion


In eigener Sache

Kurzbericht vom Koordinierungsrat am 9.2.2019

Der Koordinierungsrat stellte fest, dass es eventuell nicht mehr gelingt, die geplante Umweltkonferenz in diesem Jahr durchzuführen. Die AG Wirtschaftspolitik will eine eigene wirtschaftspolitische Konferenz veranstalten. Für das Bundestreffen wurden die Themen festgelegt (s.u.). Weiterhin wurde festgestellt, dass Repressionen gegen Ökoaktivisten Teil der versuchten Einschüchterung der Linken insgesamt ist. Außerdem wollen wir Anträge an den Bundesausschuss und/oder den Parteivorstand stellen, in denen die „Materialschlacht bei Wahlen“ verurteilt und auf die Nutzung von OpenSource Software orientiert wird.


Einladung zum Bundestreffen 2019



	Zeit

4. und 5.5.2019

Beginn 10 Uhr

Ende am Sonntag ca. 12 bis 13 Uhr


	Ort

Jugendherberge Kassel

Schenkendorfstr. 18

34119 Kassel






Themen

	„sozial-ökologischer Umbau und Verkehr“



	„lokale umweltpolitische Probleme“



	„Strategie der Linken und der ÖPF in und außerhalb DER LINKEN



	„Weiterentwicklung der ÖPF“ (Struktur und Form der Zusammenarbeit)



	Erfahrungen der Kommune Niederkaufungen ( Abendveranstaltung)





Weitere Informationen und das Anmeldeformular finden sich auf unserer Internetseite https://www.oekologische-plattform.de/2018/10/bundestreffen-2019/. 


ÖPF und Strategiediskussion

von Gilbert Siegler

Ich komme immer mehr zu dem Eindruck, dass die Ignoranz weiter Teile DER LINKEN gegenüber dem Kampf um den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen nicht nur daran liegt, dass es sich vermeintlich um Randfragen ("Nebenwidersprüche") handelt, sondern dass massive strategische Defizite DER LINKEN genauso ursächlich sind. 

Es gibt in unserer Partei die Ansicht, wir müssten nur bei jeder Wahl etwas hinzugewinnen, und dann wird es schon. Das ist, mit Verlaub, der Abschied von einer Politik, die diese Gesellschaft grundlegend verändern will. Und wir sind daneben der Meinung, weil sich alle Probleme immer weiter zuspitzen, müsse nun schleunigst der Sozialismus her - wofür es aus meiner Sicht keinerlei erkennbare Grundlage gibt. Zu anderen Zeiten wäre von rechtem und linkem Opportunismus geredet worden. 

Wo ist die Strategie, die trotzdem Veränderungen anstrebt ‒ unter Berücksichtigung der heute gegebenen gesellschaftlichen Verhältnisse? Wir haben es seit etwa vier Jahrzehnten mit einer Politik der Privatisierung, Liberalisierung und Deregulierung zu tun, in der das Finanzkapital eine immer größere Rolle spielt, und die zu einer immer schnelleren Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen und der sozialen Strukturen führt. Die ökonomischen und politischen Machtzentren dieser Politik im neoliberalen Kapitalismus sind die großen Finanz-, Industrie und Dienstleistungskonzerne. Eine Politik, die diese Entwicklung stoppen und mittelfristig umkehren will, eine linke Politik, muss diese Machtzentren des neoliberalen Kapitalismus in den Fokus nehmen mit dem Ziel, mit vielen Bündnispartner*innen zusammen ihre Macht einschränken und langfristig zu überwinden. Dafür brauchen wir starke Fraktionen in den Parlamenten, aber die entscheidenden Auseinandersetzungen werden „auf der Straße“ stattfinden. Aufgabe von Parlamentsfraktionen muss es folglich sein, außerparlamentarische Kräfte zu unterstützen.

Dabei wird es immer wieder wichtig sein, deutlich zu machen: Privatisierung und Deregulierung führen gleichermaßen zu Armut und sozialer Verunsicherung wie auch zu dramatischen Klimaveränderungen und zum Artensterben. Diese Erkenntnis ist in manchen außerparlamentarischen Bewegungen stärker vertreten als in DER LINKEN.

Was heißt das nun für unsere aktuelle Auseinandersetzung? Zunächst einmal stecken wir in einem dramatischen Dilemma: Wir wissen, dass ein konsequenter Klimaschutz samt der drastischen Maßnahmen, die eigentlich schon gestern notwendig gewesen wären, im neoliberalen Kapitalismus nicht durchzusetzen sind. Das ist auch unsere politische Alltagserfahrung. Wir leben aber nicht in einer vorrevolutionären Situation. Es ist also nicht damit zu rechnen, dass wir es in kurzer Zeit mit einer ‒ na, sagen wir mal: nachkapitalistischen ‒ Gesellschaft zu tun haben. 

Daran werden auch die besten Beschlüsse des Parteivorstandes (die wir nicht haben) und die besten Absichten von Parteitagen nichts ändern. Es gibt in DER LINKEN den weit verbreiteten Irrtum, gute Beschlüsse würden Gesellschaft verändern. Natürlich müssen wir wissen, wo wir hin wollen, welche Ziele wir haben. Aber reale gesellschaftliche Veränderungen sind nur durch reale gesellschaftliche Kämpfe zu erreichen. Die lassen sich weder durch Parteitagsbeschlüsse noch durch Beschlüsse und Anträge von Fraktionen ersetzen. 

Wir brauchen also ‒ gerade auch gegen globale Erhitzung und schwindende Biodiversität ‒ eine Strategie, die ‒ anders als bisher nun nicht mehr völlig unzulängliche, sondern effektive! ‒ Schritte in die richtige Richtung durchsetzt und dabei zugleich Voraussetzungen für eine Veränderung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse schafft, also eine schrittweise Einschränkung der Macht der Konzerne (s. o.). (Zwischen-)Ergebnis ist nicht der demokratische Sozialismus, aber eine Form des Kapitalismus, in der die Herrschenden nicht mehr so souverän agieren können wie jetzt und in der es mehr Klassenkampf von unten gegen den von oben gibt. 
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Ansätze gab es dafür durchaus schon. Die Bewegung gegen CETA usw. war z. B. ein breites Bündnis, das sich gegen Konzernmacht richtete. Unsere Partei hat diese Bewegung außerhalb der Großdemonstrationen weitgehend links liegen gelassen und im letzten Bundestagswahlkampf ganz "vergessen" ‒ die linken Ökos übrigens auch.

In unseren konkreten Projekten sollten wir stets deutlich machen, wo die Ursachen, wer die Verursacher, wer die Gegner sind, wer also gleichzeitig an der Vernichtung unserer natürlichen und der sozialen Lebensgrundlagen schuld ist. Es muss um konkrete Ziele als Zwischenschritte gehen und um die Bildung breiter Bündnisse. 

Zu guter Letzt: Es ist wohl notwendig, auf einen wesentlichen Unterschied zwischen dem Kampf um soziale Rechte, für Frieden, Demokratie, gegen Rassismus usw. einerseits und dem Kampf gegen die globale Erhitzung und Artenschwund hinzuweisen: Die ersteren können gewonnen werden, sobald die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse dafür reif sind, in fünf, zehn oder 20 Jahren. Der Kampf zur Verhinderung der Klimakatastrophe hat diese Zeit nicht mehr. Jedes 1/10 Grad Temperaturerhöhung ist irreparabel, die Überschreitung eines „Kipppunktes" hat unwiderrufliche Folgen, die nicht durch spätere Maßnahmen rückgängig gemacht werden kann.

Wollen wir als linke Ökos oder Ökosozialisten eine größere Rolle in DER LINKEN spielen, dann müssen wir diese Strategiediskussion führen und Wege aufzeigen, wie es zu breiten Bündnissen und stärkeren außerparlamentarischen Kämpfen kommen kann.


Wie entwickeln wir DIE LINKE zur Sprachrohr der Klimabewegung?

von Christoph Podstawa

Die gesellschaftlichen Widersprüche nehmen enorm zu. Lösungen werden nicht nur in Parlamenten, sondern vor allem in linken sozialen Bewegungen diskutiert. Mit politischen Aktionen erzeugen Bewegungen öffentliche Aufmerksamkeit und verleihen Forderungen Nachdruck. Dies setzt nicht nur Regierende und Konzerne unter Druck, sondern auch uns als linke und sich als bewegungsnah verstehende Partei. Nutzen wir den Druck, um DIE LINKE inhaltlich und strategisch weiterzuentwickeln. Davon würden beide Seiten – DIE LINKE als Partei und die Klimabewegung – profitieren.  

Die Klimabewegung sorgt gerade für Furore. Zwar sind ihre Positionen weder einheitlich, noch endgültig ausgearbeitet, Klimagerechtigkeit aber ist wichtig genug, um inhaltliche Unterschiede zu überwinden. Das stärkt den Kampf, dem wir uns anschließen sollten. Die Klimabewegung wächst rasant, wird politischer und gewinnt zunehmend an Einfluss. Auch deswegen ist sie zunehmender Repression ausgesetzt, ihre Forderungen stellen Gerechtigkeit in den Vordergrund, was auch Profite einflussreicher Konzerne gefährdet. Aber genau das macht sie zu einem natürlichen Bündnispartner. Das ist leider noch nicht überall angekommen. Zwei unterschiedliche Ereignisse belegen dies: In NRW wurde nach einer Besetzung eines Kohlebaggers sofort das neue Polizeigesetz – inzwischen von vielen Aktiven zu „Lex Hambi“ umgetauft – angewendet und die Aktiven wurden aufgrund ihrer Personalverweigerung mehrere Tage in Gewahrsam gehalten. Die LINKE in NRW solidarisierte sich umgehend und startete eine tolle Kampagne.  
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Protest von Klimaaktiven vor einem Büro der Linkspartei in Brandenburg.





Anders in Brandenburg. Dort besetzen einige Tage zuvor Aktive von Ende Gelände, der IL (interventionistische Linke) und Robin Wood – ich bin im Bundesvorstand von Robin Wood – einen Kohlebagger und verweigerten die Abgabe ihrer Personalien. Anschließend wurden sie einige Tage in Gewahrsam genommen, drei Besetzer*innen befinden sich am 23.2.2019 immer noch in Gewahrsam. Anstatt sich zu solidarisieren, wurde die Aktion durch DIE LINKE Brandenburg als destruktiv kritisiert. Kein hörbares Wort der Entrüstung über das Vorgehen der Polizei! Das hat unserem Ruf in der Klimabewegung enorm geschadet. Nach einer Aktion vor dem Büro der LINKEN Brandenburg ruderten die Genoss*innen zurück und relativierten ihre Position. Nichtsdestotrotz zeigt es, wie weit wir noch davon entfernt sind, von der Klimabewegung als verlässliche bzw. IHRE parlamentarische Stimme wahrgenommen zu werden. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen wir unser klima- und grundrechtspolitisches Profil schärfen und sollten einige prominente Position der Klimabewegung in unser Programm übernehmen.  

Das „Lex Hambi“ aus NRW – speziell die Möglichkeit Menschen aufgrund von sogenannter Gefahrenabwehr (!) mehrere Tage in Gewahrsam zu behalten – zeigt, dass sich die Polizeiverschärfungen gegen politisch aktive und unbequeme Menschen richtet. Die Sicherheitsorgane sind mit weitreichenden juristischen Mitteln ausgerüstet. Aus meiner Sicht müssen wir folgende Positionen übernehmen bzw. innerhalb der Partei stärken, um gemeinsam mit außerparlamentarischen Initiativen die Repression und Kriminalisierung zurückzudrängen:  

Solidarität vor inhaltlichen und strategischen Differenzen 

Bei Repression gegen Aktivist*innen der Klimabewegung – wie auch bei Repression gegen antifaschistische Initiativen und Proteste, gegen antimilitärische Bündnisse, usw. – sind wir bedingungslos solidarisch. Inhaltliche und strategische Unterschiede werden akzeptiert und in entsprechenden Rahmen diskutiert. Sie stehen Solidarität nie im Wege!  

Ablehnung jeglicher Erweiterung polizeilicher Befugnisse 

Wir lehnen jegliche Erweiterung polizeilicher Befugnisse als Strategie der Protestbekämpfung ab. Mit den aktuellen Polizeigesetzen wird die Sicherung des Status quo zunehmend militarisiert. Sie sind ein aggressiver staatlicher Angriff auf unsere Demokratie und Grundrechte. Wir begrüßen, dass DIE LINKE in Thüringen bisher keine Polizeiverschärfungen vorgenommen und nach dem NSU-Skandal als bisher einziges Bundesland auf die Nutzung von V-Leuten verzichtet. Wir fordern DIE LINKE in Brandenburg auf, zumindest Verschärfungen ihrer Polizeigesetze zu verhindern.  

Polizei und Justiz sind bei Protestbekämpfung auffällig aktiv 

Eine pauschale personelle, finanzielle und materielle Aufstockung der Polizei und Justiz lehnen wir ab. Zu sehr agierten beide als Instrument zur Protestbekämpfung, zu sehr werden rechtsextreme Netzwerke und Einstellungen innerhalb der Polizei relativiert und zu sehr leiden politisch Aktive unter Repression durch Polizei und Justiz. Wieso schaffen es Polizei und Justiz, trotz angeblichen Personalmangels so stark auf die Bekämpfung der Klimabewegung zu fokussieren? Hier braucht es eine Analyse und Umstrukturierung der Sicherheitsbehörden und Justiz. Und eine Stelle, die bei Bedarf neutral gegen die Polizei ermittelt. Wir wollen eine Polizei und eine Justiz, die die Sicherheit der Menschen garantiert, Prävention in den Vordergrund stellt, gute Arbeitsbedingungen bietet und deren Auftreten und Aufrüstung verhältnismäßig sind. Wir stellen uns gegen jede Militarisierung der Polizei und Instrumentalisierung der Justiz.  

Solidarität mit der Klimabewegung fällt leichter, wenn inhaltliche Anknüpfungspunkte und Überschneidungen vorliegen. Die Klimabewegung ist bunt, doch immer mehr Akteure entwickeln ein antikapitalistisches Profil. Wir sollten hier ansetzen und in solidarischen Austausch kommen. Wenn wir, DIE LINKE, die Partei des sozial-ökologischen Umbaus werden wollen, sollten wir die Parolen der Klimabewegung ernst nehmen und in unser Wahlprogramm übersetzen – und umgekehrt, dafür sorgen, dass die Klimabewegung soziale Aspekte in ihre Positionen integriert und sozialistische Position einnimmt.   

Sofortiger Kohleausstieg ist nicht nur notwendig, sondern wäre nur ein erster Schritt 

Laut Kohlekommission soll in Deutschland bis 2038 Kohle verstromt werden dürfen. Dabei ist Deutschland Exporteur von Strom. Die Kohlekommission sichert den Konzernen ihre Profite. Wenn wir die ohnehin wenig ambitionierten Pariser Klimaziele erreichen wollen, braucht es nicht nur die CO2-Einsparungen durch einen sofortigen Kohleausstieg, sondern sofortige CO2-Einsparungen in weiteren Bereichen wie Verkehr, Landwirtschaft usw. Die aktuelle Klimapolitik ist ein Verbrechen an zukünftigen Generationen, die die Folgen ausbaden bzw. aushalten müssen. Zudem werden andere Aspekte wie Artensterben ausgeblendet. Um die Folgen der aktuellen (Wirtschafts-) Politik einzudämmen, brauchen wir einen breiten gesellschaftlichen Umbau.  

Nennen wir das Kind beim Namen: Es braucht eine sozial-ökologische Revolution 

Um notwendige Klimaziele zu erreichen, das Artensterben zu beenden und um ein gutes Leben für alle zu ermöglichen, müssen Gesellschaft und Wirtschaft vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Die Wirtschaft hat die Versorgung Aller und nicht die Profite Weniger zu garantieren. Es braucht ein neues Verständnis von Wohlstand. Ein kleiner, aber wachsender Teil der Weltbevölkerung konsumiert auf Kosten anderer und der Zukunft. Das führt jedoch nicht zwangsläufig zu Glück und Wohlbefinden. Wohlstand müssen wir neu verstehen – mehr Freizeit, mehr Selbstverwirklichung, mehr Gesundheit, eine hervorragende öffentliche Daseinsvorsorge usw. Haben wir den Mut zu diskutieren, wo unsere Wirtschaft – oder anders gesagt: wo die Ausbeutung der Natur und von Menschen – schrumpfen muss und wie wir zukunftsfähigen Wohlstand für ALLE schaffen.  

Es gibt keine Arbeitsplätze auf einem toten Planeten 

Arbeitsplätze sind das bekannteste Argument zur Verteidigung des Status quo. Die Zahlen werden je nach politischer Lage hochgeschraubt. Wie genau diese entstehen, wird selten hinterfragt. Zudem wird zu wenig diskutiert, wie viele Arbeitsplätze und wie viel Wohlstand der Klimawandel vernichtet. Wir brauchen ein neues Verhältnis zu Arbeit – und ihrer Verteilung. Die Menschen sollen nur so viel (lohn-) arbeiten müssen, wie gesellschaftlich notwendig ist und die Arbeit muss gerecht verteilt werden. Es braucht eine Entkoppelung von Arbeit, Wohlstand und gesellschaftlicher Teilhabe. Auf einem toten Planeten sind die Fachkräfte nicht arbeitslos, sondern tot! Die Klimabewegung verteidigt unsere Lebensgrundlage – wir sollten mit ihnen für eine sozial-ökologische Revolution kämpfen.  

Nichts ist so teuer wie die aktuelle Politik 

Das zweite beliebte Argument neben Arbeitsplätzen lautet: zu teuer! Als Kommunalpolitiker streite ich für flächendeckenden und ticketfreien Nahverkehr. Diese Forderung lösen außerhalb von Wahlkampfzeiten bei allen anderen Parteien Kopfschütteln aus, danach folgt der Verweis auf den Haushaltsplan, der angeblich keine Spielräume zulässt. Wir sollten uns den Klimawandel nicht als Sachzwang verkaufen lassen! Nichts ist so teuer wie die aktuelle (Verkehrs-) Politik. Die Kosten aber werden kaschiert, weil sie entweder in die Zukunft, in den globalen Süden, in andere Bereiche oder auf die unteren Klassen ausgelagert werden. Beispiel: Menschen mit geringen Einkommen leben an viel befahrenen Straßen und haben die Folgen der Verkehrspolitik zu tragen. Diese Analyse können wir auf viele weitere Bereiche übertragen – sowohl auf bundes- als auch kommunalpolitischer Ebene.   

Technische Innovationen nur fürs Allgemeinwohl: 

Mit technischen Innovationen soll die Menschheit Kontrolle über die Auswirkungen des Klimawandels gewinnen. „Geoengineering“ soll den Klimawandel technisch lösen oder abschwächen. Die Ideen reichen von Einlagerung von CO2 bis zur Entsorgung auf dem Mars. Absurd, aber diese Strategie ist vor allem bei Menschen beliebt, die nichts bis wenig ändern wollen. Daher sollten wir solche Positionen ablehnen. Technische Innovation ist begrüßenswert, wenn sie im Dienst des Allgemeinwohls steht – das heißt auch: Wir lehnen einen „grünen“ Kapitalismus ab. Einsparungen von CO2 und Ressourcen, die durch technische Innovationen bisher erreicht wurden, wurden durch die Fokussierung auf Wachstum negiert. Kurz: Bisher beschleunigt technische Innovation in Kombination mit Wirtschaftswachstum die Zerstörung unserer Lebensgrundlage! Auch „grüner“ Kapitalismus führt in die Barbarei! 

Sexistische Diskussionskultur entlarven: 

Als Schlecker geschlossen wurde, hatte die Politik eine einfache Lösung: Die „Schleckerfrauen“ sollten zu Erzieher*innen und Pfleger*innen umgeschult werden. Bei Frauen scheint die Berufswahlfreiheit nicht so wichtig und ohnehin durch das Geschlecht vorbestimmt zu sein! Umso wichtiger scheint die Berufswahlfreiheit beim männlichen Facharbeitern zu sein?! Wieso übertragen dieselben Politiker*innen ihre Forderungen gegenüber der „Schleckerfrauen“ nicht auf den Strukturwandel? Keine Frage, wir sollten dies auch ablehnen. Die Berufswahlfreiheit ist ein wichtiges Element einer freien Gesellschaft und sollte auch nicht beim Facharbeiter relativiert werden. Die aktuelle Diskussion zeigt aber, wie verlogen die Diskussion um die Zukunft der Facharbeiter ist und wie sehr wir uns um die Aufwertung sozialer und pflegerischer Berufe einsetzen sollten. Und um die Schaffung echter beruflicher Perspektiven für alle Menschen! 


Erfahrungen und Perspektiven

Mehr als zwei Jahrzehnte Ökodorf Sieben Linden 

Nachhaltig gut leben mit kleinem ökologischen Fußabdruck

von Marko Ferst

Einsam in weiter Flur stand 1997 nur ein Gehöft mit Stallflügel in verfallenem Zustand. Sonst gab es nur monotone Felder und einzelne Waldstücke. Inzwischen breitet sich an diesem Platz in der Altmark eines der Vorzeigeprojekte der deutschen Ökoszene aus. Zu Zeiten, als Rudolf Bahro in den 90er Jahren noch an der Humboldt-Universität Sozialökologie lehrte, lagen dort beispielsweise die Konzeptpapiere für das Ökodorf Sieben Linden aus. Schon damals ließ sich erkennen, die Initiatoren besaßen recht präzise Vorstellungen von ihrem Zukunftsprojekt. Die ersten Planungen reichten bis in das Jahr 1989 zurück. In Groß Chüden befand sich seit 1993 als Vorläufer ein erster Ökohof.

Besucht man heute das Areal, trifft man auf eine Ökosiedlung, wo neben zwölf zumeist Mehrfamilienhäusern, auch noch an die 50 Bauwagen mit metallenen Heizungsschornsteinen auf Wiesen stehen. Rund 150 Bewohner, darunter 40 Kinder wohnen an diesem Ort. Statt einer Kirche findet man ein Meditationshaus, überdies einen Naturwarenladen. Zäune gibt es nicht, nur die riesigen Gartenanlagen werden abgeschirmt, damit Rehe und Schwarzröcke nichts plündern. Die Siedlung selbst umfasst knapp sechs Hektar, zusammen mit Wald, Acker- und Gartenflächen ist die Fläche inzwischen auf über 100 Hektar angewachsen. 

Jeden ersten Sonntag im Monat außer im Januar und August gibt es ab 13.30 Uhr eine informative Führung durch das Gelände. Ein Vortrag oder kultureller Beitrag folgt mit traditionellem Sonntagscafé. Selbst für überraschende Gäste liegt alltags ein selbsterklärendes Exkursionsheft bereit, an jeder Station des Rundgangs mit Erläuterungen ausgestattet. Jedes Jahr veranstaltet Sieben Linden ein großes Sommercamp mit vielen Workshops und Gästen. Seminare zu Permakultur, Strohhaus-Achitektur, Mitarbeitswochen oder Forschungstage finden verteilt über das ganze Jahr statt.  

Zum 20. Geburtstag bereitete man die eigenen Erfahrungen, Reflexionen auf und zog Resümee. All dies findet in dem Band „20 Jahre Ökodorf Sieben Linden“ seinen Niederschlag. Man wollte nicht warten, bis eine Regierung in Deutschland eine grundlegende ökologische Wende einleitet, sondern selbst schon beginnen, wie so ein ökologisches Leben vor Ort aussehen kann. Von einem abgekoppelten Gegenmodell mauserte sich das Projekt zu einem Teil des größeren gesellschaftlichen Wandels. Man hat es nicht mit einer abgeschotteten Insel zu tun, auch im Gemeinderat oder im Kreistag sind Ökodörfler*innen aktiv. Die Öffnung zur übrigen Gesellschaft ebnete den Erfolg, so äußert Dieter Halbach, einer der Mitbegründer. 
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Im Zentrum steht die Siedlungsgenossenschaft, die Eigentürmerin vieler Häuser ist und alle wichtigen Entscheidungen in die Wege leitet. Jede*r hat bei der Genossenschaft das gleiche Stimmrecht und das Projekt wird nicht gefährdet, wenn jemand ausscheidet. Eine Gemeinschaft ist ihnen wichtig, die auf einer Kultur des Vertrauens gründet. Entscheidungen werden inzwischen durch ein Rätesystem aufbereitet, welches versucht, Basisdemokratie und menschliche wie fachliche Kompetenzen miteinander zu verknüpfen. Die Verantwortung wird in sieben Fachgruppen delegiert, damit Entscheidungen leichter und effizienter zu treffen sind. Der Beitrag von Eva Stützel1

 in dem Band zeigt, wie schwierig sich der Weg dorthin gestaltete. Am Anfang fehlte das Wissen und das Gespür für die praktische und rechtliche Dimension des Projekts, man musste sich mit Bebauungsplänen und Gemeindebeschlüssen beschäftigen. Ein völlig neues Dorf anzulegen ist heutzutage alles andere als einfach.

Eine Studie über das Dorf in den Bereichen Ernährung, Wohnen und Mobilität ergab, dass hier nur ein Viertel des Bundesdurchschnitts an CO2-Aquivalenten ausgestoßen wird. Im Bereich Wohnen und Heizen sind es sogar nur zehn Prozent. Prägend für den Ort sind die langgezogenen überdachten Holzmieten. Freilich, wenn alle nur mit Holz heizten in Deutschland, würden die Wälder schnell übernutzt, so schätzen sie selbst ein. In der Mobilität dagegen unterschied man sich kaum von der übrigen Bevölkerung. Das liegt auch am niedrigen Altersdurchschnitt. Rentner sind zumeist weniger unterwegs, zudem befindet sich der Ort abseits von Bahnstrecken etc. Das Dorf selbst ist autofrei, die Fahrzeuge werden untereinander geteilt. 

Auf dem Wunschzettel steht noch eine Biogasanlage für das benötigte Kochgas, Abfälle dafür gäbe es genug, berichtet Christoph Strünke in seiner Ökobilanz. Mit 500 Kilowattstunden an Strom pro Person und Jahr komme man aus. Es werden keine Elektroherde, Trockner und Warmwasserbereiter genutzt. Kühl- und Gefriergeräte liegen in gemeinsamer Verwendung. Zwei Drittel des Stroms im Ökodorf wird selbst erzeugt, Solaranlagen findet man auf jedem Dach, an guten Sonnentagen gibt es sogar Vollversorgung. Mit 60 Liter pro Person liegt der Wasserbedarf dank moderner Komposttoiletten nur halb so hoch wie üblich. Pflanzenkläranlagen bereiten das Wasser auf.   

Es gibt immer mehr Arbeitsplätze im Dorf, insbesondere im Bildungsbetrieb, zwei oder drei im Waldkindergarten, aber auch im Hausbau und mit deren Unterhalt verbundenen Diensten. Der Wald muss bewirtschaftet werden, der große Gemüsegarten. Es gibt Selbständige und eigene Betriebe vom Hausbau in Strohballen-Bauweise, über Wildkräuterversand, die Obstbaumschule bis hin zum Buchverlag und der Schneiderei. Die Wertschöpfung soll möglichst im Dorf verbleiben. Andere Menschen arbeiten außerhalb als Arzt, Lehrer*in, Psycholog*in, in der Sozialarbeit u.a. Nur wenige sind arbeitslos. Seit dem Anfang absolvierten über 100 junge Menschen ihr Freiwilliges Ökologisches Jahr in diesem experimentellen Projekt.

80 Prozent der Bewohner leben zwar unter der offiziellen Armutsquote, jedoch kommt man hier mit 600 € im Monat gut aus. Es gibt eine Verschenke-Ecke, wo Bücher, Kleidung u.a. ihre Besitzer*innen wechseln. Es werden viele Dienstleistungen getauscht und geteilt ohne Finanzen. Tanz- und Musikunterricht wird so günstiger. Jede Woche gibt es einmal Kino an der Großleinwand frei, Sauna ist möglich. Viel Energie, Plastikmüll und Geld wird gespart, wenn das gemeinschaftliche Essen genutzt wird, schmackhaft überdies, wie sich der Autor überzeugen konnte. Der Selbstversorgungsgrad mit Gemüse und Kartoffeln liegt bei 70 Prozent. Die prächtigen roten Paprika im Gewächshaus konnten beim Rundgang schon beeindrucken. 

Wer die Häuser betrachtet, wird nicht auf die Idee kommen, dass diese zu großen Teilen aus Strohballen gebaut sein könnten, Holzkonstruktionen und Lehm fallen eher auf. Sogar ein dreistöckiges Haus wurde so errichtet. Die Zimmerin Bettina Keller gibt dazu einen Überblick und verweist darauf, in Frankreich werden jedes Jahr so viele Strohballenhäuser gebaut, wie in Deutschland in den letzten 20 Jahren. Für die Strohballenhäuser bedurfte es einer eigenen Zulassung im deutschen Baurecht. Alle Baustoffe sollten unmittelbar aus der Region kommen ohne große Transportaufwände. Stahl, Beton, Aluminium und problematische Kunststoffe wollte man auf ein Minimum reduzieren. Eines der großen Projekte, die für die Zukunft geplant sind, ist das neue Seminarzentrum mit über 40 Übernachtungsplätzen. 

Einige Jahre gab es auch den Club 99, der mit einem Zehntel des heutigen Energie- und Materialverbrauches auskommen wollte, alternative Lebens- und Liebesmodelle gehörten dazu. Davon berichtet Silke Hagmaier. 2001 entstand die Villa „Strohbunt“, fast komplett gebaut aus recycelten Materialien, die von Abrisshäusern gewonnen wurden bzw. Holz aus dem Wald mit Pferden herangeholt. Immerhin führte genau dieses Experiment zum Einsatz von Stroh beim Hausbau weit über das Ökodorf hinaus. 

Sieben Linden oder das ökologische Stadtviertel Vauban in Freiburg, wie auch andere Projekte, geben einige Anstöße dafür, wohin die Reise gehen könnte. Dirk C. Fleck implantierte in seinen Roman „Das Tahiti-Projekt“ modellhaft, wie die Südseeinsel zu einer ökologischen Zukunftsrepublik umgestaltet wird. In vielen ökonomisch aufstrebenden Staaten baut man zumeist das alte fossile Industriemodell nach, obwohl Alternativen leichter möglich wären als hierzulande, nicht nur mit solar erzeugtem Strom im Dorf. Deutschland ruht in umweltpolitischen Blockaden, dank immer neuer Merkel-Regierungen, von amerikanischen Verhältnissen ganz zu schweigen. Da darf es nicht wundern, dass die globale Konzentration an Klimagasen rasant ansteigt, die Klimaziele von Paris sehr wahrscheinlich völlig verfehlt werden. Die nächsten Generationen dürften sich in chaotischen gesellschaftlichen Umbrüchen wiederfinden. Noch unterwandert ökologischer Pioniergeist nicht die Zentren unserer Plutokratien. Aber eines ist gewiss: Die heutigen modernen Lebensstile werden in den absehbaren klimatischen und gesellschaftlichen Krisenprozessen in diesem Jahrhundert hochgradig verwundbar. Sehr schnell könnten die Regionen sozialökonomisch auf sich selbst zurückgeworfen sein. So dürfte es klug sein, rechtzeitig Ideen zu sammeln, welche Strategien dann tauglich sind. 


Schwerpunkt EU-Politik

EU-Agrarpolitik: Reform für Äcker, Ställe und Natur gesucht!

von Christian Rehmer

Weinberge in Frankreich, weidende Schafe in Irland, riesige Getreidefelder in Ostdeutschland und kleine Bauernhöfe in Bayern. Europas Landwirtschaft ist vielfältig. Sie ist von ökologischen Gegebenheiten, Kultur und Geschichte, Politik und ökonomischen Entwicklungen geprägt. Bewirtschaftet wird die Fläche von etwas über zehn Millionen Betrieben. Ein Drittel davon liegt in Rumänien. Während die durchschnittliche Betriebsgröße dort bei etwas über drei Hektar liegt, kommen die Betriebe in Tschechien auf 133 Hektar und in Deutschland auf 60 Hektar (Ost: 224 Hektar und West: 47 Hektar).

Kein anderer Wirtschaftsbereich ist in der Europäischen Union so stark durch gemeinschaftliche Regeln geprägt wie die Landwirtschaft – sie unterliegt der Gemeinsamen Agrarpolitik, kurz „GAP“. Ihre Ziele und Aufgaben wurden erstmals 1957 festgelegt. Die anfangs aus nur sechs Ländern bestehende Gemeinschaft wollte die Menschen im zerstörten Nachkriegseuropa mit genügend Nahrungsmitteln zu angemessenen Preisen versorgen. Daher sollten die Produktivität in der Landwirtschaft gefördert, die Märkte stabilisiert und der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung gesichert werden. 

Das Ziel der Selbstversorgung hat die GAP innerhalb kürzester Zeit erreicht. Schon in den 1970er-Jahren produzierten die Bäuerinnen und Bauern mehr Nahrungsmittel, als gebraucht wurden. Die Verlockungen sicherer Preise und Einkommen zeigten ihr negatives Gesicht: Die Zeit der Butterberge, Milchseen und Obstvernichtungen begann. Zugleich sorgten Exportsubventionen für eine künstliche Verbilligung, um die Waren auf dem Weltmarkt loszuschlagen. 

Jede*r zahlt 114 Euro pro Jahr

Derzeit stehen für die Finanzierung der GAP etwa 38 Prozent des EU-Budgets zur Verfügung. Das sind 58 Milliarden Euro im Jahr – 114 Euro pro Kopf. Auch wenn die GAP der größte EU-Haushaltsposten ist, sinkt ihr prozentualer Anteil seit Jahren. 1988 waren es 55 Prozent, 2027 sollen es nur noch 27 Prozent sein. 

Die GAP besteht aus zwei Teilen, den sogenannten Säulen. Die erste Säule verfügt über 75 Prozent des GAP-Geldes und heißt „Europäischer Garantiefonds für die Landwirtschaft“. Daraus werden die pauschalen Direktzahlungen an die landwirtschaftlichen Betriebe geleistet: die Flächenprämien (72 Prozent). Im Durchschnitt gibt es in der ganzen EU für jeden Hektar pro Jahr 267 Euro – in Deutschland sind es ca. 280 Euro. Wegen der unterschiedlich großen Betriebe führt diese Regelung dazu, dass EU-weit 80 Prozent der Gelder an nur 20 Prozent der Begünstigten gehen. In Deutschland gehen 69 Prozent der Gelder an die 20 Prozent größten Agrarbetriebe. Oder noch deutlicher: 1 Prozent der Betriebe bekam im Jahr 2016 20 Prozent der Direktzahlungen.

Die zweite Säule umfasst nur 25 Prozent und heißt „Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums“. Daraus werden die Programme für Ökolandbau, zur Unterstützung der Landwirtschaft in benachteiligten Gebieten und für andere Umwelt-, Klima- und Naturschutzmaßnahmen finanziert. Obgleich es die zweite Säule ist, die die gesellschaftlichen Leistungen der EU-Landwirtschaft entlohnt, will die Kommission genau dieses Budget in der kommenden Förderperiode um rund 27 Prozent zusammenstreichen. Die erste Säule hingegen würde nach den aktuellen Vorschlägen nur um etwa elf Prozent gekürzt. 

Natur, Klima, Umwelt: Es gibt viel zu tun

Die GAP hat jetzt und auch in Zukunft mehr als genug zu tun. Sie hat ihr Ziel der Produktivität mehr als erreicht und muss sich neuen Herausforderungen stellen: Noch nie haben so wenig Bäuerinnen und Bauern und die weiteren landwirtschaftlichen Arbeitskräfte so billig so viele Produkte hergestellt. Trotzdem reichen die Einkommen auf vielen landwirtschaftlichen Betrieben nicht, um die nachfolgende Generation zur Fortführung der Höfe zu gewinnen. Und die durch die EU-Agrarpolitik verursachten Schäden an Umwelt, Natur bzw. Biodiversität, an Nutztieren, an den Entwicklungsländern und für die ländliche und dörfliche Struktur sind gravierend, obwohl klare Schutzziele und Vereinbarungen vorliegen. Drei Beispiele:

	Biodiversität: Die Tierwelt in der Europäischen Union steht unter starkem Druck. Der Status von 60 Prozent der Arten und 77 Prozent der Lebensräume wird als „ungünstig“ eingestuft. Die Zahl der Feldvögel ist seit 1980 um 56 Prozent zurückgegangen, und es gibt fast 35 Prozent weniger Grünland-Schmetterlinge als 1990. Im Jahr 2001 haben sich die EU-Mitgliedsstaaten dazu verpflichtet, den gravierenden, in den Agrarlandschaften stark von der Landwirtschaft verursachten Biodiversitätsrückgang bis zum Jahr 2010 zu stoppen und umzukehren und bis dahin auch für die Wiederherstellung verloren gegangener Habitate zu sorgen.  



	Gewässerschutz: Zwischen 2012 und 2015 überschritten EU-weit 13,2 Prozent der Grundwasser-Messstationen den Trinkwasser-Grenzwert. In den großen EU-Ländern Deutschland und Spanien, aber auch im kleinen Inselstaat Malta sind die Nitratwerte besonders hoch. Ist der Grenzwert überschritten, kann es zu ökologischen, ökonomischen und gesundheitlichen Schäden kommen. Um die Oberflächengewässer und das Grundwasser von schädlichen Nährstoffeinträgen aus der Landwirtschaft freizuhalten, haben sich die EU und die Mitgliedstaaten auf eine Reduzierung von Nährstoffüberschüssen für Nitrat-Stickstoff und Phosphat verständigt. Zudem verpflichtet die EU-Nitratrichtlinie die Mitgliedstaaten, die Einhaltung des Grenzwertes von 50 mg/l Nitrat im Grundwasser einzuhalten und einen Wert von maximal 25 mg/l anzustreben. Die EU-Wasserrahmenrichtlinie verpflichtet die  Mitgliedstaaten, auch bezüglich der Phosphat-Einträge einen guten Zustand der Gewässer zu erhalten bzw. wiederherzustellen.  



	Klimaschutz: Auch die Landwirtschaft trägt zum Klimawandel bei. Bei der Düngung werden große Mengen Lachgas freigesetzt, bei der Rinderhaltung entsteht Methan. Weltweit ist die Landwirtschaft für ein Viertel aller Emissionen von Treibhausgas verantwortlich. In Europa ist der Agrarsektor nach der Energieerzeugung und dem Verkehr die drittgrößte Quelle und trägt etwa zehn Prozent zu den Gesamtemissionen bei. Diese Emissionen kommen zu 38 Prozent aus den Böden und dem Einsatz von Düngemitteln und zu 61 Prozent aus der Tierhaltung – drei Viertel davon entstehen durch den Verdauungsprozess von Wiederkäuern und ein Viertel durch Mist und Gülle. Um das globale Klima zu stabilisieren und die Auswirkungen des Klimawandels zu minimieren, müssen diese Emissionen drastisch reduziert werden. Auf der Pariser Klimakonferenz 2015 haben sich 196 Länder darauf geeinigt, sich dafür nationale Ziele zu setzen. So hat sich die EU verpflichtet, ihre Emissionen bis 2030 um 40 Prozent zu senken und die Landwirtschaft an den Klimawandel anzupassen, ohne die Produktion einzuschränken.  





Diese drei umweltpolitischen Ziele ließen sich noch beliebig um wirtschaftliche Beispiele (stabile Einkommen, Strukturwandel, Hofabgabe) sowie gesamtgesellschaftliche Beispiele (Gesundheit, Tierwohl, Ernährung) erweitern. Auch die Frage, ob Agrarpolitik verfehlte Sozialpolitik (durch erschwingliche Lebensmittelpreise) ausgleichen sollte, wäre wichtig, kann hier aber nicht näher ausgeführt werden.

Unzureichende Vorschläge aus Brüssel

Die aktuelle Förderperiode begann 2014 und endet im Dezember 2020. Wie die GAP danach aussehen wird, wird gerade diskutiert. Im Sommer 2018 legte EU-Agrarkommissar Phil Hogan Vorschläge zur Zukunft der GAP auf den Tisch. Der Ire präsentierte Verordnungsentwürfe, mit welchen er die GAP einfacher und moderner machen möchte. 

Dabei hält die Kommission grundsätzlich an der bisherigen GAP-Struktur fest. Sie favorisiert weiterhin eine Aufteilung in eine große erste Säule und die wesentlich schwächer ausgestattete zweite Säule. Neu ist ihr Vorschlag, von jedem Mitgliedstaat die Erarbeitung und Vorlage eines GAP-Strategieplans für beide Säulen zu verlangen. Die EU-Kommission will viele Festlegungen über Maßnahmen, Kontrolle und Sanktionen nicht mehr auf EU-Ebene im Detail treffen, sondern dies den Mitgliedstaaten überlassen. Darüber hinaus hat sie Entwürfe für eine Verordnung über die einheitliche Gemeinsame Marktorganisation und für eine Horizontale Verordnung über die Finanzierung, Verwaltung und Überwachung der GAP präsentiert. Mit den neuen GAP-Strategieplänen sollen die Mitgliedstaaten neun zentrale Ziele verfolgen. Dafür schlägt die EU-Kommission basierend auf drei allgemeinen Zielen je drei wirtschaftliche, ökologische und soziale Ziele vor. 

Umweltpolitisch interessant ist, dass die EU-Kommission eine neue „grüne Architektur“ für die GAP vorschlägt: Das bisherige Greening2

 soll abgeschafft bzw. in die neue Liste an Grundanforderungen aufgenommen werden. Weiterhin sind in der zweiten Säule Agrarumwelt- und –klimamaßnahmen vorgesehen. Neu ist, dass die Mitgliedstaaten verpflichtet werden sollen, nun auch in der ersten Säule eine gezielte Förderung von besonders umwelt- und klimaschonenden Maßnahmen anzubieten. Dieses neue Förderinstrument trägt den etwas irreführenden Namen „Öko-Regelungen“ (Eco-Schemes).

Alle Verordnungsentwürfe befinden sich derzeit in der Diskussion innerhalb des Europäischen Parlaments und dem Rat der Agrarminister*innen der Mitgliedstaaten (also bei uns: Julia Klöckner). Im Europaparlament gingen über 5.000 Vorschläge zur Änderung der Strategieplan-Verordnung ein. Das Bundeslandwirtschaftsministerium hat mit der Erarbeitung des GAP-Strategieplans für Deutschland begonnen (und der dafür notwendigen und von Brüssel verlangten SWOT-Analyse3

). Mit einem Abschluss der Debatten und der Einigung im Trilog4

 zwischen EU-Mitgliedstaaten, Europaparlament und EU-Kommission ist nicht vor Sommer 2020 zu rechnen.

Für jeden Euro muss gelten: „Öffentliches Geld für öffentliche Leistungen“

Die anstehende GAP-Reform muss dafür genutzt werden, die Agrarbetriebe mit Förderprämien für Leistungen zum Schutz von Umwelt, Klima, Biodiversität und zur Verbesserung der Nutztierhaltung zu honorieren. Das bedeutet, dass die derzeitige pauschale Flächenprämie Schritt für Schritt reduziert und zugunsten anderer Prämien zum Ende der Förderperiode abgeschafft werden muss (der Entwurf des Wahlprogramms5

 der Partei DIE LINKE ist an dieser Stelle reichlich unpräzise). Die von der EU-Kommission vorgeschlagenen „Eco Schemes“ würden sich für einen solchen Transformationsprozess anbieten. Dafür muss ihnen EU-weit ein verbindliches Mindestbudget zugewiesen werden (30 Prozent der Ersten Säule für 2021, danach ansteigend).

Die Bundesregierung muss sich in Brüssel für eine ambitionierte GAP-Reform einsetzen. Dabei hätte sie durchaus Rückenwind. 76% der Befragten sagten in einer Forsa-Umfrage für den Agrar-Atlas 2019, dass sie den Strukturwandel negativ sehen. 73% forderten, dass der Staat mehr gegen das Höfesterben tun sollte. Gefragt nach den Subventionen sagten nur 5%, dass die Landwirtschaft überhaupt kein Geld vom Staat erhalten sollte. Hingegen forderten 39%, dass es nur noch Geld für besondere Leistungen der Agrarbetriebe geben darf.

Der politische Handlungsdruck ist groß. Die gesellschaftliche Aufforderung ist vorhanden. Und der wirtschaftliche Druck ist ebenfalls zu spüren, denn unter der aktuellen Agrarpolitik leiden vor allem Bäuerinnen und Bauern. Der Großteil der landwirtschaftlichen Betriebe steht vor der Aufgabe, bisherige Wirtschaftsweisen in der Flächennutzung und in der Tierhaltung erheblich zu verändern, um die negativen Auswirkungen auf Umwelt, biologische Vielfalt und Tierschutz zu beenden. Zudem steht in der Tierhaltung für viele Betriebe der Umbau zu tierschutzgerechten Haltungssystemen und -verfahren an. Auf diese Betriebe kommen teure Veränderungen zu.  

Die Betriebe, die bereits solche gesellschaftlich gewünschten Leistungen erbringen, müssen darin bestärkt werden, dies weiterhin zu tun. Beispielsweise im Ökolandbau. Die Bundesregierung möchte 20% im Jahr 2030 in Deutschland auf den Äckern und Wiesen haben (aktuell ca. 8,2%). Das staatliche Thünen-Institut und sechs weitere Forschungsorganisationen haben die Leistungen von Ökolandbau und konventioneller Landwirtschaft für Umwelt und Gesellschaft verglichen. Dafür werteten sie über 500 Studien mit mehr als 2.000 Vergleichen zwischen Bio und Konventionell aus. Das Ergebnis stellten sie im Januar 2019 vor: Öko ist in fast allen Punkten besser und eine Schlüsseltechnologie für umweltgerechte Landwirtschaft.6

 Daher ist es sehr wichtig, dass die zukünftigen GAP-Gelder dafür genutzt werden, das 20%-Ziel für 2030 finanziell abzusichern. Dafür wären etwa 830 Millionen Euro pro Jahr notwendig. 

Alles neu macht der Mai?

Es zeigt sich bereits, dass das, was die Vorschläge der EU-Kommission an inhaltlicher Substanz aufweisen, stark unter Druck steht. Umso mehr sind Umwelt-, Tierwohl-, Agrar-, Verbraucher- und alle anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen aufgerufen, sich intensiv in diese Debatte einzumischen. Die Wahl zum Europäischen Parlament im Mai 2019 ist ein wichtiger Moment, um die Bedeutung der GAP-Reform, ihrer Ausrichtung und ihrer konkreten Ausgestaltung zum Gegenstand der öffentlichen Diskurse zu machen. 

Literaturhinweis:

Dieser Artikel basiert auf Artikeln aus dem „Agrar-Atlas 2019“ und dem „Kritischer Agrarbericht 2019“ sowie Stellungnahmen der „Verbände-Plattform“ aus dem Jahr 2018, nachlesbar auf www.bund.net und auf www.kritischer-agrarbericht.de. Detaillierte „Fragen und Antworten“ (FAQ) zur GAP sind ebenfalls auf www.bund.net zu finden.


Für eine gemeinwohlorientierte Agrarpolitik ab 2020 in den ländlichen Räumen

LINKE Positionen zur Diskussion der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP) nach 20207



Ein gescheitertes Agrarmodell
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Die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit, des Exportes, der Versorgungssicherheit und der Einkommensstabilisierung von Landwirt*innen8

 sind Ziele, die bis heute mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) verfolgt werden. Sowohl die Wettbewerbsorientierung als auch die Exportstrategie bringen diverse negative Folgen mit sich. Das Ziel stabiler landwirtschaftlicher Einkommen wurde nicht erreicht. Das derzeitige Fördermodell belohnt vor allem diejenigen Betriebe, die sich ohne zusätzliche ökologische Maßnahmen rein am Markt orientieren und über Arbeitskrafteinsparung ihre Gewinne maximieren. Landwirt*innen wollen nachhaltig wirtschaften, werden jedoch durch ihre schwindende Marktmacht gegenüber großen Verarbeitungs- und Handelskonzernen zum Gegenteil gezwungen. EU-Agrarexporte belasten zudem regionale Märkte in anderen Ländern mit Dumpingpreisen. Preise deutlich unter den Erzeugungskosten bewirken, dass mensch immer öfter von landwirtschaftlicher Produktion allein nicht leben kann. Das ganzheitliche Leitbild eines multifunktionalen Landwirtschaftsbetriebs, in dem Pflanzen- und Tierzucht miteinander verwoben sind, der ortsgebunden wirtschaftet und vor Ort Arbeitsplätze bietet, verschwindet. Stattdessen versuchen Betriebe ihre Existenz im Zweifel durch Produktion jenseits der einheimischen Nachfrage und Produktionsmaximierung zu sichern, was Erzeuger*innenpreise weiter unter Druck setzt und auf Kosten von Mensch und Natur geht. Landwirtschaftsfremde Investor*innen, die landwirtschaftliche Fläche als reines Spekulationsobjekt aufkaufen und Landwirtschaftsbetriebe aus der Ferne steuern, mit möglichst wenig Arbeitskosten maximale Profite anstreben, verschärfen den Verdrängungswettbewerb. Die unzureichende Regulierung des Bodenmarkts und EU-Agrarsubventionen fördern dieses Geschäftsmodell, das letztendlich auch auf Kosten der Lebensqualität im ländlichen Raum geht, wo Landwirtschaft nie nur ein Produktions-, sondern auch ein Lebensmodell war.

Eine gemeinwohlorientierte Landwirtschaft

DIE LINKE setzt sich dagegen klar für eine generationen- und geschlechtergerechte Agrarpolitik ein. Wir wollen eine Landwirtschaft, die sich strategisch an regionaler Produktion, Verarbeitung, Vermarktung und Versorgung orientiert und nicht am Export und der Gewinnmaximierung von Konzernen und Investor*innen. Wir brauchen eine Landwirtschaft, die Wertschöpfung in die Region bringt und Nahrung produziert. Und wir brauchen vor allem die Landwirt*innen, die die Flächen durch Ackerbau, Weidehaltung oder Mahd bewirtschaften. Innerhalb der Erzeuger*innenkette muss es eine faire Risiko- und Gewinnverteilung geben. Dass Landwirt*innen das größte Produktionsrisiko tragen, aber dafür den geringsten Gewinn erwirtschaften und dazu nicht einmal kostendeckend produzieren können, ist inakzeptabel. Damit es in der Erzeuger*innenkette gerecht zugeht, muss die sozial ungerechte und ökologisch schädliche Subventionspolitik der GAP beendet werden. Landwirt*innen müssen selbst von ihrer Arbeit leben, aber auch ihre Beschäftigten fair bezahlen und wichtige gemeinwohlorientierte Investitionen realisieren können. Diese umfassen beispielsweise die Bereiche Tierwohl, Umwelt und Klimaschutz oder bessere Arbeitsbedingungen. Das Geschäftsmodell landwirtschaftsfremder Investor*innen entspricht diesem Ziel nicht, deshalb wollen wir sie vom Landkauf und aus der Agrarförderung ausschließen.

DIE LINKE fordert eine gemeinwohlorientierte Agrarpolitik, die sowohl sozial als auch ökologisch und tiergerecht ist. Die flächengebundene Tierhaltung ist für uns ein Schlüssel dazu. Ein weiterer ist die Strukturvielfalt in der Landwirtschaft durch Landschaftselemente wie Hecken, Kleingewässer oder Trockenmauern und durch eine vielfältige Anbaustruktur. Der Erhalt und die Förderung von besonderen Standorten wie Trockenrasen und Mooren sind uns wichtig. Den ökologischen Landbau wollen wir stärken. DIE LINKE setzt sich auch im Bereich der Landwirtschaft für die Nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals - SDG) der Vereinten Nationen ein. Die Landwirtschaft ist eine wichtige Partnerin wenn es um die Erreichung der Nachhaltigkeitsziele geht.

Von einer Agrarpolitik, die DIE LINKE für notwendig hält, sind wir leider weit entfernt. Es wird immer noch über die Höhe von Subventionen und über die einzelnen Säulen in der GAP diskutiert. Die exportorientierte und profitmaximierende Ausrichtung der Gemeinsamen Agrarpolitik, die einer wirklich sozialökologischen Entwicklung vollkommen entgegensteht, wird nicht angefasst. Um in der aktuellen Debatte zur GAP nach 2020 einen klaren LINKEN Kontrapunkt zu setzen, legen wir im Folgenden Vorschläge der LINKEN im bestehenden Agrarsubventionssystem der EU vor.

Eine neue Gemeinsame Agrarpolitik der EU

Die Direktzahlungen an landwirtschaftliche Betriebe werden auch nach 2020 einen Großteil des EU-Haushalts ausmachen. Daher ist es umso wichtiger, dass eine Bewirtschaftung, die für mehr Artenvielfalt, Gewässer- und Klimaschutz sorgt und auch die sozialen Fragen nicht außer Acht lässt, attraktiv für Landwirtinnen und Landwirte wird. Neben einem ordnungspolitischen Rahmen wird dafür eine geeignete Förderpolitik gebraucht. 

Dieses Positionspapier bezieht sich vor allem auf die Direktzahlungen an die Betriebe (sogenannte Erste Säule). Dies umfasst folgende Förderziele:

	konsequente Bindung an Umwelt- und Klimakriterien, die ökologisch hochwertige Maßnahmen für mehr Artenvielfalt, eine vielfältige Agrarstruktur, besseren Wasser-, Boden-, Arten- und Klimaschutz und eine ausgewogene Verteilung von tierhaltenden Betrieben honoriert. Der Schutz von Wasser und Boden, Tier, Mensch und Natur soll erreicht werden durch:





	die Minimierung des Pestizid- und Nährstoffeinsatzes 



	strukturreiche Landschaft mit Landschaftselementen 



	bodenschonende und erosionsmindernde Bodenbear-beitung 



	Erhalt und Förderung von sensiblen und geschützten Gebieten





	differenzierte Bewertung von ertragsschwachen- und Gunststandorten und ihre Berücksichtigung bei Ausgleichszahlungen



	Aufnahme der Teichwirtschaft in den Förderkatalog 



	Aufnahme von Sozialkriterien in die Direktzahlungen, um die sozialen Leistungen von Arbeitgeber*innen, wie die Schaffung von sozialversicherungspflichtigen Arbeits- und Ausbildungsplätzen, zu honorieren



	Einführung einer Weidetierprämie für die flächengebundene Haltung vor allem von Schafen, Ziegen, aber auch von Rindern (schon vor 2020 möglich) als Ausnahme der Entkopplung der EU-Agrarförderung



	Fortsetzung der Förderung von Junglandwirt*innen, um den Wirtschaftszweig vor Überalterung zu schützen



	einfache, praxisnahe und rechtssichere Durchführungsregelungen, um gemeinwohlorientierte Maßnahmen auch in Zukunft attraktiv für Antragsteller*innen zu gestalten und weniger Anlastungsrisiko bei gleichbleibender sozial-ökologischer Qualität von Leistungen



	Stärkung von Betrieben, die ortsgebunden wirtschaften, die regionale Wirtschaft befördern und Arbeitsplätze vor Ort schaffen



	aktiven Landwirt*innen den Zugang zu landwirtschaftlichem Boden sichern



	kostenlose Beratung für Landwirt*innen zu gemeinwohlorientierten Maßnahmen



	Sicherung der Teilhabe von Frauen an Agrarförderprogrammen



	europäische Agrarpolitik muss die globale Armuts- und Hungerbekämpfung unterstützen 



	unter der Voraussetzung, dass Umwelt- und Sozialkriterien erfüllt und landwirtschaftsfremde Investorinnen und Investoren von der Förderung ausgeschlossen werden, soll keine Kappung oder Degression erfolgen, da eine gemeinwohlorientierte Landwirtschaft nicht von Betriebs größen abhängt 



	keine Diskriminierung originär ostdeutscher Agrarstrukturen





Umwelt- und Klimaschutzkriterien

Als Mitverursacher von Arten- und Lebensraumverlust und Emittent von Kohlenstoffdioxid ist die Landwirtschaft eine wichtige Partnerin, wenn es darum geht, Arten, Lebensräume und das Klima zu schützen. Erst recht, da die Landwirtschaft selbst vom Klimawandel betroffen ist. Wir wollen eine strukturreiche Landschaft, die auch mal nass sein darf und in der verschiedene Pflanzen blühen. Hecken, Feldgehölze, Kleingewässer und brachliegende Flächen, aber auch nasse und wiedervernässte Flächen, in denen Kohlenstoffdioxid gespeichert werden kann, gehören in unsere Landschaft. Diese Flächennutzungsformen sind ökologisch besonders hochwertig, weil sie in der Kulturlandschaft in besonderem Maße zum Arten-, Natur- und Klimaschutz beitragen. Dafür brauchen wir Landwirt*innen, die die Flächen dauerhaft nutzen. Leistungen, die für den Natur- und Klimaschutz relevant sind, müssen zu einem zentralen Element der zukünftigen Direktzahlungen werden. Auch eine flächengebundene Tierhaltung trägt zum Natur- und Klimaschutz bei. Durch die Bindung der Tierhaltung an die Fläche werden regionale Kreisläufe geschaffen. Das beinhaltet die Erzeugung von Futtermitteln auf dem eigenen Betrieb oder in der Region und eine regionale Ausbringung des hofeigenen Tiermistes. Zudem sind Teichwirtschaften, die Fische zum Verzehr züchten, in der Förderung zu berücksichtigen.

Welche ökologisch hochwertigen Flächen in den einzelnen Mitgliedsstaaten von besonderer Bedeutung sind, sollte auf Ebene der Mitgliedstaaten nach deren regionalen Bedingungen mit der EU-Kommission abgestimmt und festgelegt werden. Beispielsweise sind in Regionen mit einer sehr intensiven Agrarstruktur Feldgehölze als Trittsteinbiotope von besonderer Bedeutung, während in anderen Regionen Flächen für Gewässerschutz wichtiger sein können. Entscheidend für den ökologischen Wert einer Maßnahme sind die Auswirkungen auf den Arten-, Natur- und Klimaschutz.

Ausgleichszahlung

Um den unterschiedlichen geologischen und klimatischen Verhältnissen Europas gerecht zu werden und weiterhin eine flächendeckende Landnutzung zu ermöglichen, sollen Ausgleichszahlungen mit in die Direktzahlungen aufgenommen werden. Wir schlagen vor, dass mindestens drei verschiedene Abstufungen bei der Flächenförderung auf Grundlage bestimmter EU-weit definierter Gebietskulissen eingeführt werden. Die ertragsschwächsten Regionen sollten die höchste Zahlung, die ertragsstärksten Regionen die niedrigste Zahlung erhalten. Die Zahlungshöhe bemisst sich dabei am Einkommensniveau der Mitgliedstaaten. Soweit dafür eine Umverteilung zwischen den Mitgliedstaaten notwendig ist, entspricht dies dem Gedanken eines solidarischen Europas.

Sozialkriterien

Landwirt*innen sind wichtige Partner*innen für notwendige Veränderungen. Ohne sie entstehen keine Nahrungsmittel, ohne sie wird die Landschaft nicht genutzt, und ohne sie geht die Verbindung der Landwirtschaft zur Region verloren. Deshalb will DIE LINKE die GAP zukünftig nicht nur auf ökologische, sondern vor allem auch auf soziale Leistungen der Betriebe ausrichten. Sozialversicherungspflichtige Arbeits- und Ausbildungsplätze und mitarbeitende Familien angehörige wollen wir über die GAP honorieren. Zudem benötigt es einen erleichterten Einstieg sowohl von Frauen als auch von Junglandwirt*innen in die Landwirtschaft. Agrargenossenschaften setzen per Definition soziale Ziele in besonderem Maße demokratisch um und dürfen nicht benachteiligt werden. Zusätzlich fordert DIE LINKE eine fachlich kompetente personelle Mindestbesetzung in der Tierhaltung, die eine sozial- und tiergerechte Betriebsgestaltung mit entsprechenden Haltungssystemen sichern soll. Die national unterschiedlich hohen Mittel können von den Mitgliedsstaaten ausgestaltet und von den Betrieben abgerufen werden. 

Die Kriterien bedingen sich

Ein zusätzliches betriebliches Einkommen, das Betriebe über die Erbringung der definierten Maßnahmen erzielen können, ist für DIE LINKE wichtig. Dabei gilt der Grundsatz, dass sich die Kriterien für die Umwelt- und Klimaschutz- und Sozialleistungen gegenseitig bedingen. Dies bedeutet, dass sich auch ökologisch vorbildlich wirtschaftende Betriebe an den sozialen Kriterien messen lassen müssen, um einen Anspruch auf die Flächenförderung zu haben. Ebenso haben Betriebe, welche die ökologischen Zugangsvoraussetzungen nicht einhalten wollen oder können, keinen Anspruch auf Sozialzahlungen. Eine Zahlung unterliegt außerdem den bereits bestehenden Zugangsvoraussetzungen „Grundanforderungen an die Betriebsführung“ (Beispiele: Lebens- und Futtermittelsicherheit, Kennzeichnung und Registrierung von Tieren usw.) und der „Guten Fachlichen Praxis“ (Reduzierung von Bodenerosion, Gewässerschutz usw.). Besondere gemeinwohlorientierte Maßnahmen können durch einen höheren Förderbetrag honoriert werden.

Weidetierprämie

Die Weidetierhaltung spielt eine wichtige Rolle für den Erhalt und die Entwicklung der ökologisch wertvollen Kulturlandschaft in der EU. Der Erhalt des Grünlands ist zentral für Artenvielfalt und Klimaschutz. Deshalb fordert DIE LINKE zusätzlich eine Weidetierprämie vor allem für Schafe und Ziegen, aber auch für Rinder. Die Einführung dieser Prämie ist bereits in der jetzigen Förderperiode der GAP möglich, wird jedoch in Deutschland nicht genutzt. 

Förderung des Generationswechsels 

Die Zahl der jungen Landwirt*innen geht durchgängig zurück. Leistungen zugunsten von Junglandwirt*innen müssen daher auch nach 2020 weiterhin Priorität haben. Hierbei sollten die Fördermaßnahmen eng mit denen in der Zweiten Säule der GAP (mit Kofinanzierung von Bund und Ländern) abgestimmt sein. Aufgrund der unterschiedlichen Betroffenheit der europäischen Regionen sollten flächenbezogene Zuschlagskriterien auf Ebene der Mitgliedstaaten festgelegt werden.

Geschlechtergerechte Agrarpolitik

Aktive Gleichstellungspolitik für Frauen ist auch in den ländlichen Räumen keine Frage der Gewährung von Zugeständnissen, sondern die Umsetzung eines Rechtsanspruchs. Die Agrar- und Agrarförderpolitik sind bestimmende Elemente für die Gestaltung der Lebensbedingungen in ländlichen Regionen. Entscheidungen über die Verwendung von Geldern beeinflussen wesentlich die Lebensverhältnisse von Frauen und Männern. Förderkriterien müssen deshalb den Anspruch der Geschlechtergerechtigkeit sichern.

Internationale Verantwortung wahrnehmen

Eine Reform der GAP betrifft nicht nur deutsche und europäische Landwirt*innen, sondern hat auch unmittelbare Folgen für die Menschen in Ländern des Globalen Südens. Die EU ist hinter China der zweitwichtigste Eiweißimporteur weltweit und deckt derzeit rund 70 Prozent des Eiweißfuttermittelbedarfs durch Importe ab. Die hohe Nachfrage insbesondere nach Soja aus Lateinamerika prägt die Agrarstruktur dieser Länder wesentlich mit. Dies führt zu fatalen ökologischen und sozialen Folgen. Auch wachsende Fleisch- und Milchexporte aus Deutschland führen in den afrikanischen Ländern zur Zerstörung von heimischen Märkten.

Es müssen weitere Anreize für eine eigene Eiweißproduktion in Europa geschaffen werden. Zudem ist eine faire Bezahlung von Importwaren, die auch die Produzentinnen und Produzenten erreicht, für DIE LINKE wichtig. Die GAP muss sich daher einerseits dem Ziel verschreiben, den europäischen Futtermittelbedarf aus eigener Produktion zu decken (Kreislaufwirtschaft). Andererseits müssen Anreize zur Überproduktion und deren Exporte, die zulasten der regionalen Landwirtschaft in den importierenden Ländern gehen, abgebaut werden. 

Forderungen der LINKEN zusätzlich zur GAP

[image: ]


Nicht alles, was die Land- und Forstwirtschaft betrifft, lässt sich über die Gemeinsame Agrarpolitik lösen. Deshalb folgen im Weiteren LINKE Forderungen, die über die Struktur der GAP hinausgehen. 

Die Forstpolitik ist bisher Sache der Mitgliedstaaten. Inzwischen sind für den Schutz der europäischen natürlichen Ressourcen viele Zuständigkeiten bei der EU angesiedelt. Gleichzeitig wird uns die wachsende Bedeutung der Wälder, beispielsweise beim Klimaschutz, immer bewusster. Es ist an der Zeit für eine gemeinsame europäische Forstpolitik. DIE LINKE fordert daher die Entwicklung eines europäischen Waldfonds, ähnlich dem europäischen Fischereifonds. 

Für DIE LINKE ist Boden keine handelbare Ware. Wir wollen die Bodenspekulation beenden und landwirtschaftsfremde Investor*innen vom Kauf land- und forstwirtschaftlicher Flächen ausschließen. Die Offenlegung von Besitzverhältnissen gehört dabei für DIE LINKE dazu. Wir wollen eine eigenständige Eigentümer*innenstatistik der land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen (nach Rechtsform und Größengruppen sortiert) und die Ausweisung von Eigentümer*innenstrukturen von Agrarunternehmen einführen.


Landgrabbing – Konzentration von Bodeneigentum in der Europäischen Union

von Dr. Johanna Scheringer-Wright

Der Begriff Landgrabbing hat weltweit seit dem Jahr 2008 eine steile Karriere gemacht. Er bedeutet Landraub oder Landnahme. Gemeint sind das Aufkaufen von landwirtschaftlichen Nutzflächen oder Agrarbetrieben durch hauptsächlich private Investoren und Agrarkonzerne. Oft denkt man bei Landgrabbing an Südamerika oder Afrika und Asien9

. Jedoch zeigt sich auch in der EU, dass Aufkäufe von Boden seit der Finanzkrise 2008 zugenommen haben, nicht zuletzt, um Kapital gewinnbringend anzulegen und um mit Boden zu spekulieren.

Im April 2017 hatte das Europäische Parlament in seiner Entschließung „Aktueller Stand der Konzentration von Agrarland in der EU: Wie kann Landwirten der Zugang zu Land erleichtert werden?“ eingefordert, dass sich die EU-Kommission mit dem Thema auseinandersetzt. Im Oktober 2017 hatte die EU-Kommission daher Empfehlungen für die Regulierung von Landverkäufen vorgelegt. Sie sollen den Mitgliedstaaten dabei helfen, die Landkonzentration im Einklang mit dem EU-Recht zu begrenzen. Auch wenn die Empfehlungen an sich zu begrüßen sind, bleiben wichtige Fragen ungelöst, vor allem die Eindämmung von Landkonzentration durch Anteilskäufe an Unternehmen10

. Dies ist jedoch ist gerade in Ländern, in denen Agrarbetriebe als Genossenschaften oder AGs organisiert sind, von Bedeutung. 

Nach dem Weltagrarbericht 20169 hat in der EU die massive Konzentration von Land in den Händen weniger Betriebe erschreckende Ausmaße erreicht, während immer mehr kleinere Höfe aufgeben. „Wachsen oder Weichen“ war und ist die Devise. Land ist in der EU noch ungleicher verteilt als Vermögen. Das zeigt eine neue Studie, die das niederländische Transnational Institute (TNI) Anfang Dezember 2016 veröffentlichte11

. Demnach kontrollieren Großbetriebe mit mehr als 100 Hektar, wozu lediglich 3,1% der Höfe in der EU zählen, 52% der landwirtschaftlich genutzten Fläche. Kleine Betriebe mit weniger als 10 Hektar Land – und damit drei Viertel aller Höfe in der Europäischen Union – verfügen hingegen gerade einmal über 11% der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche. Damit steht Europa mit einem Gini-Koeffizienten12

 von 0,82 in puncto Ungleichheit bei der Landverteilung Ländern wie Brasilien, Kolumbien oder den Philippinen, die gerne als Beispiele für Landkonzentration genannt werden, in nichts nach. Die Konzentration von Land in den Händen von Großbetrieben ist in osteuropäischen Mitgliedsstaaten besonders krass ausgeprägt. In Bulgarien, Tschechien und der Slowakei werden mehr als 80% der landwirtschaftlich genutzten Fläche von Betrieben mit mehr als 100 Hektar bewirtschaftet. Die zunehmende Landkonzentration macht besonders Europas kleinen Höfen zu schaffen, schreibt Autorin Sylvia Kay vom Transnational Institute11. Zwischen 2003 und 2013 sank die Zahl kleiner Höfe mit weniger als 10 Hektar um ein Drittel: Die Fläche kleiner Betriebe ging um ein Viertel zurück, während die von Großbetrieben bewirtschaftete Fläche um 15% wuchs. Zwischen 1990 und 2013 sank die Zahl kleiner Betriebe in Deutschland um 79% und der Slowakei um 77%, in Italien und Tschechien betrug der Rückgang 68% und in Frankreich 56%. Landgrabbing, ein Phänomen, von dem eher bei großflächigen Landakquisitionen im globalen Süden die Rede sei, mache auch vor Europa nicht halt, betont die Autorin. Doch gerade in den östlichen Mitgliedsstaaten hätten noch vergleichsweise günstige Preise für Ackerland dazu geführt, dass riesige Flächen aufgekauft und Betriebe errichtet wurden, die die EU-übliche Größenverhältnisse klar übersteigen. Als Beispiel wird in der Studie der libanesische Investor Maria Group angeführt, der in Rumänien 65.000 Hektar bewirtschaftet – und zudem über Schlachthäuser und einen eigenen Hafen verfügt, um Fleisch und Getreide in den Nahen Osten und nach Ostafrika zu verschiffen. 

Zwischen 2005 und 2009 wurden 10% der landwirtschaftlichen Flächen von außereuropäischen Unternehmen erworben. 

Als eine Ursache für diesen Ausverkauf wird in der Studie11 richtigerweise das Ende des Sozialismus und die Transformation nach der politischen Wende in den osteuropäischen Staaten erkannt. Die Privatisierung der volkseigenen Betriebe, die Zerschlagung der kollektiven Landwirtschaftsbetriebe öffneten und öffnen privaten Kapitalanlegern und Investoren und damit der Spekulation mit Boden Tür und Tor. 

Auch wenn eine große Schwäche der Studie des Transnational Institues darin besteht, die Großbetriebe nicht zu unterscheiden in kollektiv bewirtschaftete Betriebe mit mehreren Landeigentümern einerseits (z.B. eingetragene Genossenschaften) und Großgrundbesitzern andererseits, ergeben sich doch fundierte Anhaltspunkte über die Situation in den Mitgliedsstaaten der EU.

Wenn nicht gegengesteuert würde, bestehe die Gefahr, dass Landgrabbing und Landkonzentration jungen Menschen und potenziellen Landwirten den Einstieg in die Landwirtschaft verbauen und immer mehr Kleinbauern in der Europäischen Union aufgeben werden. Dies hätte negative Auswirkungen unter anderem auf die Ernährungssicherheit, Beschäftigung und Biodiversität, da das Verschwinden kleinbäuerlicher Strukturen auch die vielen Vorteile zunichte machen würde, die diese Bewirtschaftungssysteme mit sich bringen.11 

Nun ist es ein inhärentes Merkmal des Kapitalismus, dass es zu einer Konzentration von Produktionsmitteln und damit in der Landwirtschaft auch zu einer Konzentration von Boden kommt. Diese Entwicklung kann letztendlich nur durch die Überwindung des Kapitalismus gebrochen werden. Um jedoch im gegenwärtigen System gegenzusteuern, um mehr Gerechtigkeit herzustellen, muss sowohl die Gesetzgebung in den Mitgliedsstaaten der EU verändert werden wie auch die Grundlagen der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU. 

Mit den Landwirtschaftsanpassungsgesetz, das noch von der letzten frei gewählten Volkskammer in der DDR auf den Weg gebracht wurde und durch den deutschen Bundestag 1991 novelliert wurde, war es wenigstens gelungen, die Unternehmensform/Rechtsform „Agrargenossenschaft“ zu erhalten (nach Umwandlung nach Genossenschaftsgesetz als eingetragene Genossenschaft) und eine Gleichbehandlung mit anderen Formen von Agrarbetrieben rechtlich sicherzustellen13

. Zugleich wurde jedoch durch den Privatisierungsauftrag der BVVG (Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH) Landgrabbing ein rechtlich sicheres Einfallstor gegeben. Privatisierung von und Kapitalanlage in Boden waren politisch gewünscht. Das zeigt sich auch darin, dass bei den gegenwärtig geltenden Gesetzen, wie z.B. dem Grundstücksverkehrsgesetz, nach dem Verkäufe/Ankäufe von Boden, insbesondere landwirtschaftlicher Nutzfläche besonders angezeigt und durch die staatlichen Landwirtschaftsämter bewertet werden müssen, gravierende Lücken bestehen. So müssen Anteilsverkäufe nicht angezeigt werden, bei denen der Boden mit Betriebsanteilen, z.B. Genossenschaftsanteilen verkauft werden. Wenn Vorstände von Agrargenossenschaften zu dem Schluss kommen, dass sie die gesamte Genossenschaft an einen Investor verkaufen wollen, so müssen sie nur die Einzelgenossenschafter*innen zum Verkauf überzeugen. Dies muss nicht öffentlich gemacht werden, was dazu führt, dass weder andere ortsansässige Betriebe noch Jungbauern und Jungbäuerinnen als Kaufinteressent*innen auftreten können. Auf diese Weise wechselte z.B. in Thüringen die Terra e.G. im Landkreis Sömmerda mit gut 4000 ha an den Eigentümer Südzucker AG. Erst nach dem vollständig abgeschlossenen Geschäft wurde dies publik und führte zu einem Aufschrei in der Region.

Auch die Förderpolitik in der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU forcierte und forciert diesen Trend zur Konzentration von Flächen, weil der Löwenanteil der Subventionen immer nach Hektar ausgezahlt wurde und wird. Halbherzige Versuche in der letzten Förderperiode haben diese Vergabepraxis nicht grundlegend verändert. Auch wenn insbesondere Politiker*innen aus dem grünen Milieu die Kappung und höhere Auszahlungssummen auf die ersten Hektare eines Betriebes als Mittelverteilung von Fördergeldern begrüßen, sind dies doch keine Maßnahme, um dem Ziel einer gerechten Verteilung wirklich nahe zu kommen. Denn die Tatsache, dass es Mehrfamilienbetriebe, wie Agrargenossenschaften und Kooperativen gibt, wird völlig ausgeblendet. Diese in Deutschland als juristische Betriebe organisierten Betriebe, in denen sich der Boden in der Hand vieler Eigentümer*innen befindet und die Flächen von vielen bearbeitet werden, sind nicht vergleichbar mit Großgrundbesitzern, die es auch in der EU gibt. Genossenschaften und Kooperativen sind wiederum nicht wie Aktiengesellschaften, GmbHs oder Holdings zu bewerten. Eingetragene Genossenschaften haben den gesetzlichen Auftrag eines Förderzwecks der Mitglieder, während es bei Aktiengesellschaften und Holdings einen Auftrag zur besten Rendite gibt. 

DIE LINKE hatte 2010 ein Konzept für die GAP der EU ausgearbeitet, welches das Fördersystem nach Fläche grundsätzlich in Frage stellte. Nach diesem Konzept würden 80% der Förderung an solche Betriebe und Flächen ausgezahlt, die besondere ökologische Auflagen und Kriterien in der Bewirtschaftung erfüllen und 20% der Förderung an den Faktor Arbeit (versicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse) gebunden.14

 Dieses Konzept war aber nur bedingt auf EU-Ebene durchgedrungen. 

Gleichwohl ist ein Förderkonzept, dass sich vom Grundsatz der bedingungslosen Flächenförderung abwendet und weitere Faktoren, wie sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze mit Mindestlohnzahlung, ökologische Standards, und Vorgaben, nachdem das Land vornehmlich denen gehört, die es bearbeiten, als Auszahlungskriterien festlegt unverzichtbar. Nur so kann Gerechtigkeit und soziale Sicherheit, die Erhaltung von Biodiversität, Umweltschutz und Existenzsicherung und damit die ländlichen Räume insgesamt gestärkt werden. Daher sollten diese Vorschläge auch in die Verhandlungen für die Neuausrichtung der nächsten GAP-Periode eingebracht werden.

Zudem muss auch auf EU-Ebene der Grundsatz, dass Boden und landwirtschaftliche Nutzflächen möglichst in öffentliche Hand überführt werden sollten und/oder in das Eigentum derer, die das Land bearbeiten mit Nachdruck eingefordert werden.


Europäische Klima- und Energiepolitik: Wir brauchen die europäische Energiewende!

von Cornelia Ernst, Mitglied des Europaparlaments, Delegation DIE LINKE. im EP

Seit Wochen demonstrieren Schüler*innen in Deutschland, Belgien, den Niederlanden, Großbritannien und anderen europäischen Ländern gegen die Untätigkeit der Politik im Kampf gegen den Klimawandel. Sie wehren sich dagegen, dass ihre Zukunft aufs Spiel gesetzt und der notwendige Umbau unserer Gesellschaft hin zu einer ökologischen Wirtschaftsweise verzögert wird. „Es gibt keinen Planeten B“, „Kohle tötet“, „Schulstreik fürs Klima“ - so und so ähnlich lesen sich die Plakate der Demonstrant*innen. Die Klimabewegung wächst! Und sie wächst zu Recht, denn die Zielsetzungen, die beispielsweise die europäischen Gesetzgeber Europaparlament und Rat der Mitgliedstaaten für die europäische Klima- und Energiepolitik ausgehandelt haben, sind absolut unzureichend, um das Zwei-Grad-Ziel, geschweige denn das 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens zu halten. Die Krux ist aber: ihren Energiemix bestimmen die Mitgliedstaaten selbst. Die europäischen Gesetzgeber Europaparlament und Rat der Mitgliedstaaten legen zwar europaweite Ziele fest und bestimmen über die Ausgabenschwerpunkte des EU-Haushaltes. Das heißt, auf EU-Ebene werden wichtige Stellschrauben in der Klima- und Energiepolitik betätigt. Aber wie die EU-Ziele erreicht werden sollen, sprich, welcher Energiemix aus Kohle, Gas, Atom und Erneuerbaren zum Tragen kommt, das bestimmen die Mitgliedstaaten aufgrund der Kompetenzzuteilung durch die EU-Verträge selbst.

Ein klimapolitischer Eckstein auf EU-Ebene sind die Ziele zur Senkung der Treibhausgase: Die Mitgliedstaaten haben sich im Oktober 2014 das Ziel gesetzt, bis 2030 die Treibhausgasemissionen um 40 Prozent, und bis 2050 um 80 bis 95 Prozent zu senken (gegenüber dem Niveau von 1990). Das 40-Prozent-Ziel hat die EU als ihr Beitrag zur Umsetzung des Pariser Klimaabkommens im Oktober 2016 eingereicht.

Abgesehen davon, dass dieses 40-Prozent-Ziel zu schwach ist, um das Pariser Klimaziel von 1,5 Grad einzuhalten: Jüngste Berechnungen zeigen, dass die Treibhausgasemissionen der EU im Jahr 2017 um 0,6 Prozent gestiegen sind, nachdem im Jahr zuvor (2016) eine kleine Senkung um 0,4 Prozent zu beobachten war. Mit den Emissionen von 2017 kann die EU zwar ihr Treibhausgas-Senkungsziel von 20 Prozent bis 2020 einhalten (im Vergleich zu 1990), aber dieses Ziel ist eben viel zu schwach, um auch nur annähernd das Pariser Klimaziel zu erreichen. Betrachtet man die Vorhersagen für die Treibhausgasemissionen für 2017 und 2018 für die verschiedenen Mitgliedstaaten, dann zeigt sich, dass nur eine Reduktion von 32 Prozent bis 2030 erreicht werden kann, aber eben keine Reduktion um 40 Prozent bis 2030 - das bedeutet, dass die EU nicht einmal ihr selbst gestecktes Klimaziel von Paris einhalten wird. Es sei denn, es käme zu einem Umsteuern in der Energie-, Verkehrs- und Agrarpolitik. Um das EU-Ziel von 80 - 95 Prozent Treibhausgas-Reduktion bis 2050 zu erreichen, müssten die Anstrengungen viel größer ausfallen.

Im Rahmen der „Europäischen Energieunion“ einigten sich die europäischen Gesetzgeber 2018 auf ein europäisches Ausbauziel für Erneuerbare Energien. Bis 2030 sollen 32 Prozent des Endenergieverbrauchs der EU aus erneuerbaren Energien kommen - nach Auffassung von Klimaschutz-NGOs ist auch dieses Ziel zu schwach, um die Treibhausgase ausreichend zu senken. Mindestens 45 Prozent bis 2030 müssten es sein. Hinzu kommt, dass die Richtlinie für Erneuerbare Energien so überarbeitet wurde, dass die Mitgliedstaaten keine bindenden individuellen nationalen Ausbauziele für die Erneuerbaren mehr vorgeschrieben bekommen (in der Vergangenheit war dies erfreulicherweise noch der Fall). Dies verringert natürlich die Vergleichbarkeit der Anstrengungen in den Mitgliedstaaten. Allerdings – und dies ist die gute Nachricht, – sind die Mitgliedstaaten im Rahmen der „governance“-Verordnung der Energieunion angehalten, alle fünf Jahre ihre Zehn-Jahres-Pläne für Energie- und Klimapolitik vorzulegen, und ihre selbstgesteckten Ziele regelmäßig zu erhöhen. Kommt die europäische Kommission zu dem Schluss, dass das EU-Ziel von 32 Prozent Erneuerbaren verfehlt werden wird, kann sie Empfehlungen an die entsprechenden Mitgliedstaaten aussprechen und eine Finanzierungsplattform für Erneuerbare Energien einrichten, zu der die Mitgliedstaaten freiwillig finanziell beitragen dürfen. Es bleibt abzuwarten, wie gut sich die „governance“-Verordnung eignet, um den Ausbau der Erneuerbaren wirklich voranzubringen. Denn es bleibt noch viel zu tun – dies zeigt sich, wenn man die Situation EU-weit und in den einzelnen Mitgliedstaaten betrachtet: 2016 lag der Anteil der Erneuerbaren Energien im Energiemix für die gesamte EU bei 17 Prozent, für Deutschland bei 16 Prozent, Frankreich ebenfalls bei 17 Prozent, Spanien bei 18 Prozent, Italien ebenfalls 18 Prozent. Spitzenreiter sind Schweden, Finnland, Lettland, Österreich und Dänemark mit Anteilen zwischen über 50 Prozent und 30 Prozent. Leider haben sich die Mehrheit des Europaparlaments und die Regierungen der Mitgliedstaaten geeinigt, die Förderung für Erneuerbare auf sogenannte markt-basierte Systeme umzustellen. Das bedeutet, dass die erfolgreiche Förderung durch feste Einspeisetarife, die zum Beispiel in Deutschland zu einem signifikanten Wachsen der Erneuerbaren geführt haben, nun nicht mehr erlaubt sein wird – ein schwerer Rückschlag. Der Ausbau der Erneuerbaren hat sich in den vergangenen Jahren sowieso schon verlangsamt – zwar verdoppelte sich zwischen 2005 und 2016 der Anteil der Erneuerbaren am EU-weiten Endenergieverbrauch – allerdings ist zwischen 2015 und 2016 der Anteil der Erneuerbaren nur um klägliche 0,3 Prozent gewachsen und wird sich nach Vorausberechnungen der European Environment Agency im Jahr 2017 auch nur um 0,4 Prozent erhöhen. Wir brauchen also eine europäische Richtlinie für Erneuerbare Energien, die die Anwendung von festen Einspeisetarifen wieder ermöglicht. Denn die ausschreibungsbasierten Förderinstrumente benachteiligen kleine Anlagen für erneuerbare Energien, wie z.B. Bürgerenergieprojekte – einfach, weil Zeit und Kraft investiert werden muss, um überhaupt an einer Ausschreibung für finanzielle Förderung teilnehmen zu können. 

In vielen Mitgliedstaaten haben sich die Regierungen für sogenannte Kapazitätsmechanismen entschieden – hier erhalten Kraftwerksbetreiber für das reine Vorhalten von Kapazität eine finanzielle Zuwendung. Es heißt dann, dies sei notwendig, damit diese Kraftwerke im Notfall einspringen könnten, sollte ein Versorgungsengpass bei Elektrizität entstehen. Diese Art der Subvention, die meistens an Kohle, Gas und Atomstrom geht, ist nicht nur unsinnig und klimaschädlich, sondern auch teuer. Nach einer jüngsten Greenpeace-Recherche haben sich diese Art der Subventionszahlungen europaweit in den letzten zwanzig Jahren vervierfacht. Von 1998 bis 2018 haben die europäischen Stromkunden 32 Milliarden Euro an Subventionen an sogenannte Reservekraftwerke in Form von erhöhten Strompreisen gezahlt. Bis 2040 sind noch einmal 25 Milliarden Euro eingeplant – mit Polen und Belgien an der Spitze. Spanien beispielsweise, das 30 Prozent mehr Strom produziert, als es verbraucht, zahlt 17 Milliarden Euro an die Kraftwerke in Kapazitätsmechanismen – eine gigantische Summe, die aufgrund der Überkapazität an Elektrizität nicht notwendig ist. Europaweit geht die Mehrheit dieser Subventionszahlungen (98 Prozent) an fossile und nukleare Energieerzeuger. 66 Prozent allein an Kohlekraftwerke, 25 Prozent an Gaskraftwerke, vier Prozent an Atomkraftwerke. Wasserkraft, Bioenergie und Lastmanagement hingegen erhalten nur ein Prozent dieser Subventionszahlungen in der EU. Durch diese Art der Subvention werden fossiler und nuklearer Strom künstlich verbilligt und erhalten so Vorteile gegenüber den Erneuerbaren. Notwendige Investitionen in Erneuerbare, Lastmanagement, Speicher und Netze werden so vertagt oder schlicht für unrentabel gehalten. Das Pikante: Wenn die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaates zu dem Schluss gekommen sind, dass diese Art der Subvention (Kapazitätsmechanismen) nötig sei, ist es letztendlich die europäische Kommission, die hier ihre Zustimmung geben muss, damit diese Subvention tatsächlich gezahlt werden kann. Es ist also dringend notwendig, dass die europäische Kommission mit Blick auf das Pariser Klimaabkommen die Anträge auf Kapazitätsmechanismen strenger unter die Lupe nimmt und unter Klimaschutzgesichtspunkten ablehnt.

Gut ist, dass sich das Europaparlament und der Rat der Mitgliedstaaten bei der Neuregelung des EU-Strombinnenmarktes Ende 2018 geeinigt haben, dass es den dreckigsten und klimaschädlichsten Kohlekraftwerken an den Kragen geht. Es wurden Emissionsgrenzwerte für Kraftwerke festgelegt, die Subventionen über Kapazitätsmechanismen (als sogenannte Reservekraftwerke im Falle von Versorgungsengpässen) erhalten: Bestandsanlagen dürfen ab 2025 und neue Kohle- und Gaskraftwerke ab 2021 nicht mehr als 550 Gramm CO2 pro Kilowattstunde ausstoßen. Dies schließt die dreckigsten Kraftwerke aus. Allerdings, und damit ist man der polnischen Regierung entgegengekommen, gilt dies nicht für im Bau befindliche Kraftwerke, deren Vertragsabschluss für den Bau vor dem 31. Dezember 2019 stattfindet. Sie sind von diesem Emissionsgrenzwert ausgeschlossen und dürfen damit bis weit in die 30er Jahre hinein noch Subventionen erhalten, auch wenn sie mehr als 550 Gramm CO2 pro Kilowattstunde ausstoßen. In Polen unterliegen damit vier Gigawatt Stromproduktion nicht den neuen EU-Vorschriften. Dies hat DIE LINKE. im Europaparlament während der gesamten Verhandlungen kritisiert und sich gegen diese Ausnahmeregelung ausgesprochen.  

Der Kampf um die Höhe des EU-Haushalts verschärft sich momentan, denn durch den höchstwahrscheinlichen Brexit im März 2019 werden die zur Verfügung stehenden EU-Gelder knapper. Gerade die europäischen Strukturfonds haben in vielen Regionen zum Aufbau von wichtiger Infrastruktur, zur Förderung von kleinen und mittleren Unternehmen und zur Finanzierung von Weiterbildungsmaßnahmen beigetragen. Umso absurder ist es, dass aus dem knapp bemessenen EU-Haushalt Gelder direkt für fossile Energieträger ausgegeben werden, denn dies verhindert den notwendigen sozial-ökologischen Umbau. Innerhalb von vier Jahren hat der Topf „Connecting Europe Facility“ 1,2 Milliarden Euro aus dem EU-Haushalt in Gasprojekte gepumpt. Von 2007 bis 2016 sind ganze drei Milliarden Euro in Gasinfrastrukturprojekte geflossen und ganze 17 Milliarden Euro stellte im selben Zeitraum die Europäische Investitionsbank (EIB) an Darlehen bereit - dies macht ungefähr ein Fünftel der Investitionen der EIB in Energiebereich aus. Hier muss dringend umgesteuert werden: es dürfen aus dem EU-Haushalt keinerlei Gelder für fossile Energie ausgegeben werden. Stattdessen müssen die europäischen Strukturfonds aufgestockt, deren Ko-Finanzierungssätze erhöht und erneuerbare Energien sowie der Ausbau von Stromspeichern gefördert werden. Gerade die 41 Kohleregionen in der EU brauchen die Gelder, um den Strukturwandel, der an vielen Stellen schon im Gange ist, zu bewältigen. DIE LINKE. im Europaparlament hat sich für einen extra einzurichtenden Strukturwandelfonds auf europäischer Ebene eingesetzt. 

Das sogenannte „Flaggschiff“ der Klimaschutzpolitik auf europäischer Ebene ist der Emissionshandel. Er wurde 2005 eingeführt und verpflichtet alle großen Industrie- und Verbrennungsanlagen, für jede Tonne CO2, die sie produzieren, ein sogenanntes CO2-Zertifikat zu erwerben. Ungefähr 45 Prozent aller Treibhausgase in der EU werden vom europäischen Emissionshandelssystem erfasst. Die eigentliche Zielsetzung ist, dass durch den Preis der handelbaren Zertifikate der CO2-Ausstoß verteuert wird, und die entsprechenden Unternehmen verstärkt CO2-arme Technologien einsetzen. Bisher war aber der Preis dieser Zertifikate viel zu gering, um überhaupt eine Steuerungswirkung zu entfalten. In den letzten Monaten hat sich ihr Preis etwas erhöht, da durch die Einführung einer sogenannten „Marktstabilitätsreserve“ im Januar 2019 mit einer Verknappung der CO2-Zertifikate gerechnet wird. Ob dies aber reicht, um zu einer signifikanten Senkung der Treibhausgase beizutragen, ist höchst fraglich. DIE LINKE. im Europaparlament setzt sich für die Abschaffung bzw. eine wirksame Reform des Emissionshandels ein. Denn es kann nicht sein, dass dieses „Flaggschiff“ der europäischen Klimaschutz-Instrumente weiterhin unwirksam bleibt. 

Kurzum: wir brauchen Investitionen in erneuerbare Energien, den europaweiten Ausstieg aus der Kohle, Förderung der Bürgerenergie, Ausbau der Elektromobilität, Ausbau des ÖPNV und des Güterverkehrs auf der Schiene, Schaffung neuer, gut bezahlter, gewerkschaftlich organisierter Arbeitsplätze in den Kohleregionen, den Ausbau von Stromspeichern und natürlich eine massive Ausweitung von Forschung und Entwicklung zugunsten zukunftsweisender Technologien. Dazu müssen sowohl europäische als auch mitgliedsstaatliche Gelder umgeschichtet werden, die momentan für fossile und nukleare Energie verschwendet werden. Dazu gehört auch, den EURATOM-Vertrag abzuschaffen, mit dem immer noch die europäische Nuklearindustrie trotz Tschernobyl und Fukushima gefördert wird. Und dazu gehört auch, die europäischen Ziele für erneuerbare Energien, Treibhausgassenkung und Energieeffizienz heraufzusetzen. Alles andere wäre Augenwischerei! Treibhausgasemissionen machen nicht an Grenzen halt - wir brauchen die europäische Energiewende!
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Energie

Gedanken zum Inhalt eines Gesetzes für autonome Selbstversorgung mit regenerativen Energien

von Dieter Brendahl

Mit der geltenden Energiegesetzgebung wird die Verfehlung der Ziele des Pariser Klimagipfels in Kauf genommen. Derzeit bremsen mehr als 13 000 Paragrafen den Zuwachs regenerativer Energien. Das neue „Energiesammelgesetz“ verändert insgesamt 19 Gesetze und Verordnungen zum Nachteil von Bürgerenergie. Es verteuert die Energiewende mit Investitionen in Gasleitungen und Erhöhung des Erdgasanteils der Energieversorgung. Eine transparente Alternativgesetzgebung muss der Bürgerbewegung und gemeinnützig orientierten Unternehmern die Möglichkeiten eröffnen, sich von der Dominanz nuklear/fossiler Energieversorgung zu befreien. Weltweit wird das Gemeinwohl durch nukleare und fossile Energieversorgung der nationalen und internationalen Kartelle geschädigt.

Ein neues Energiegesetz ist überfällig, um die Erderhitzung zu stoppen. Hier einige Gedanken, welchen Inhalt ein solches neues Energiegesetz haben sollte:

Ziel muss die dezentrale lokale und regionale Energieversorgung mit 100 % regenerativen Energien - physikalische Trennung regenerativer von nuklear/fossilen Energien sein.

Anwendungsbereich: Das Gesetz regelt Errichtung, Betrieb, und Nutzung autonomer Anlagen zur Gewinnung und Speicherung regenerativer Energien aus Sonnenstrahlung, Wind, Erdwärme und Gezeiten.

Vorschriften, die ein neues Gesetz enthalten sollte: 

	Für autonome Energiekooperativen gelten keine Mengen- und Zuwachsbeschränkungen regenerativer Energien.



	Ausschreibungsverfahren entfallen für Anlagen autonomer regenerativer Energieversorgung.



	Autonom erzeugte Arbeitsenergien aus regenerativen Quellen unterliegen keiner Steuer- und Abgabenpflicht. 



	Die Umsatzsteuerpflicht ist mit Besteuerung der Investitionskosten und in Anspruch genommenen Dienstleistungen abgegolten 



	[image: ]


Technische Neuerungen zur Rationalisierung und Beschleunigung der Nutzung regenerativer Energiequellen dürfen nicht durch Patente blockiert werden. Kostenlose Nachnutzung von Technologien zur Rationalisierung von Energieumwandlung und -speicherung müssen gewährleistet sein. Für Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Gewinnung und Nutzung regenerativer Energien gelten die allgemeinen technischen Sicherheits- und Qualitätsstandards.



	 Energiekooperativen haben das Recht in ihrem Bereich vorhandene Netze zu kaufen oder zu pachten. Vorbesitzer sind verpflichtet, Teilbereiche ihrer Verteilnetze an Kooperativen zu verkaufen oder zu verpachten, sofern sie damit von Anteilen nuklear/fossiler Energien bereinigt werden. 



	Die Mitglieder einer autonomen Kooperative handeln die Erzeugungs- und Verbraucherpreise untereinander auf der Basis erbrachter individueller Einzelleistungen aus.



	Städte und Kommunen müssen in vierteljährlichen Zeitabständen Register ihrer Energiekooperativen und deren aktuelle Durchschnittserzeuger- und Verbraucherpreise veröffentlichen. Mit Information über Wachstum und Vorteile bürgerbeteiligter Versorgung mit regenerativen Energien ist ihre Verbreitung zu fördern.



	Vernetzung von Kooperativen erfordert Netzsynchronisation der Stromnetze und Beibehaltung zeitlich ausgeglichene Gesamtbilanz von Erzeugung und Verbrauch. 



	Bestehende Verträge zur Einspeisung von Elektroenergie aus Windkraft- und PV-Anlagen in das öffentliche Verbundnetz werden von einem Gesetz nicht berührt. 





 


Bücherecke

Das stille Sterben vor unserer Haustür

Rezension von Marko Ferst

Susanne Dohrn plädiert für mehr Naturschutz und eine ökologische Landwirtschaft
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Ist vom Artensterben die Rede, kommen üblicherweise der Regenwald zur Sprache oder die Korallenriffe als die Refugien mit der weltweit höchsten Artendichte. Schätzungen gehen davon aus, dass täglich ungefähr 300 bis 400 Tier- und Pflanzarten aussterben. Dies ist abhängig davon, wie hoch man die Gesamtzahl existierender Arten ansetzt, dire Abholzungsrate, steigende Meerestemperaturen etc. Das Buch von Susanne Dohrn schaut jedoch vor die eigene Haustür in Deutschland und fokussiert auf die Landwirtschaft als Treiber für das stille Sterben hierzulande. Die so in Misskredit Geratenen mögen einwenden, jeden Tag gingen immer noch rund 61 Hektar Acker, Wiesen und Wald in Siedlungs- und Verkehrsfläche über. Neue Straßen zerschneiden Naturräume in immer kleinere Flächen. All dies ist zutreffend, erübrigt aber nicht, die Weichen zu stellen in Richtung einer ökologischen Landwirtschaft. Immerhin wird die Hälfte der Flächen in Deutschland landwirtschaftlich genutzt, so Dohrn. 

Österreich wartet mit 22 Prozent der Fläche mit ökologischem Landbau auf, Schweden mit 18 und Estland mit 19. Deutschland dümpelt im EU-Mittelfeld mit 7,5 Prozent. Spanien liegt mit einer Anbaufläche von über zwei Millionen Hektar vorn. CDU Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner hätte guten Grund zu schauen, was wir ändern müssen und warum wir das einstige Ziel von Rot-Grün, 20 Prozent ökologischen Landbau in Deutschland bis 2020 zu erreichen, grandios verfehlen werden. Das Angebot an Bioprodukten liegt deutlich hinter der heimischen Nachfrage. Ein Problem ist, so die Autorin, dass die Biobetriebe dei rasant steigenden Pachtpreise nicht zahlen können. Sie kritisiert überdies, 2014 blieben von sieben Prozent ökologischer Vorrangfläche nur fünf Prozent übrig, auch auf Wunsch der deutschen Politik. Nur so gibt es die Prämie von 300 € je Hektar für den Landwirt.

Die Feldlerche war einst einer der häufigsten Acker- und Wiesenvögel in Europa. Innerhalb von 20 Jahren gingen ihre Bestände bis 1990 um die Hälfte zurück und sie steht inzwischen auf der Roten Liste/Kategorie drei − gefährdet. In Brandenburg halbierten sich innerhalb von zehn Jahren bis 2006 die Bestände von Baumpieper, Feldsperling, Kiebitz, Kuckuck, Neuntöter und Stieglitz. Vor 200 Jahren lebten noch 80 Prozent mehr Vögel in Deutschland, schreibt Peter Berthold in seinem Buch „Unsere Vögel“ und unterstreicht damit Dohrns Kritik. In den vergangen 27 Jahren verringerte sich die Gesamtmasse der Insekten in Deutschland um rund 75 Prozent. Es fällt auf, dass die tödliche Quelle nicht in die Wälder gelangt und nicht Erhebungen hinaufkommt. Neonicotinoide spielen bei Hummeln und Bienen eine tragische Rolle, wie weit die aktuellen Verbote einiger dieser Stoffe ausreichen, muss sich noch zeigen. Glyphosat und andere Pestizide entziehen jene Nahrungsgrundlage, auf die die Vögel der Agrarlandschaften angewiesen sind. Wenn in Deutschland bei etwa drei Viertel der Menschen Glyphosat im Urin nachgewiesen wurde, ist das ganz sicher nicht gesundheitsfördernd – so sehr sich Lobbyisten auch bemühen, den Krebsverdacht herunterzuspielen. 

Mehr als die Hälfte der in Deutschland vorkommenden Amphibienarten steht auf der Roten Liste der vom Aussterben bedrohten Tierarten. Die Todesrate von Fröschen, Kröten und Molchen beim Pflügen liegt bei 100 Prozent. Volldünger – Gartenfreunde kennen es als „Blaukorn“ – verätzen die Haut und führen zu Lähmungen. Düngemittel gelten in Fachkreisen, so Dohrn, als wichtige Ursache des weltweiten Aussterbens von Amphibien. Großflächig eingesetzte Düngemittel führten in Gewässern zu schlechter Entwicklung von Kaulquappen. Schnecken gedeihen besser, führen aber einen Saugwurm mit sich, der die Kaulquappen befällt. Andererseits wachsen Rohrkolben, Wasserlinsen und Grünalgen besser, doch bei ihrer Zersetzung entstehen Sauerstoffmangel und Bodenschlamm. Die Gewässer eignen sich nicht mehr zur Überwinterung und als Laichplatz, so die Autorin.

30 Millionen Tonnen Exkremente fallen jährlich in Deutschlands Ställen an. Die EU-Kommission verklagte Deutschland wegen zu hoher Nitratwerte im Grundwasser, 50 Milligramm pro Liter sind zugelassen, für Säuglinge nur zehn. Nitrat behindert die Sauerstoffaufnahme im Blut und wandelt sich im Körper in krebserregendes Nitrit um. Es wäre also ratsam, nur soviel Gülle auszubringen, wie die Pflanzen aufnehmen können. 

Bis ein mächtiges Moor entsteht, braucht es mehrere tausend Jahre, einen halben bis einen Millimeter wächst es pro Jahr. In den Mooren, die etwa vier Prozent Deutschlands bedecken, wird genauso viel Kohlendioxid gespeichert wie in den Wäldern, die etwa 30 Prozent einnehmen. Dies macht schlagartig klar, warum es keine so gute Idee ist Torf als Gartenerde zu verbrauchen, zumal frühere Generationen bereits großräumig Raubbau betrieben haben. Dohrn verweist darauf, dass 57 Prozent der landwirtschaftlichen Emissionen auf die landwirtschaftliche Entwässerung von Mooren zurückgehen. Effektive Moorschutzprogramme der Länder sind also ein zentraler Baustein beim Klimaschutz und helfen überdies vielen stark spezialisierten Tier- und Pflanzenarten, die vom Aussterben bedroht sind.  

In ihrem Buch zeigt Susanne Dohrn viele unbequeme Fakten auf, argumentativ stark, kritisiert sie den überhand nehmenden Maisanbau für die Stromproduktion und manch andere brisante Wechselwirkung. Die mächtigen Eigeninteressen, die hinter dem Bauernverband wirken, werden markiert. Etwas überraschend ist, dass die Journalistin und SPD-Ratsfrau etliche Jahre als Chefredakteurin des „Vorwärts“ arbeitete. Nachfragen ließe sich, welche politischen Instrumente dazu beitragen könnten, die Landwirtschaft schrittweise vollständig auf Ökolandbau umzustellen, was voraussetzt, den Fleischverbrauch zu reduzieren.  

Wie schwierig sich die Vermittlung von Landwirtschaft und Naturschutz gestaltet, zeigt Dohrn sehr ausführlich am Beispiel der Trauerseeschwalbe auf der Halbinsel Eiderstedt an der Nordsee. In Deutschland gilt sie als vom Aussterben bedroht in der Roten Liste/Kategorie eins. Sie brütet auch in Berlins größtem Vogel- und Naturschutzgebiet im Südosten. Sollte der Flughafen BER je in Betrieb gehen, werden beide festliegenden östlichen Landerouten das Gebiet diagonal im Minutentakt mit 70-80 Dezibel überziehen. Die neue zweite Route betrifft neben der bisherigen ebenso Kranichbruten, Wachtelkönig, Eisvögel etc. So sieht staatlich organisierte, rechtlich zweifelhaft flankierte Umweltkriminalität aus.

Susanne Dohrn: Das Ende der Natur. Die Landwirtschaft und das stille Sterben vor unserer Haustür, 272 S., Herder 2018, 12 €


Die Angst der Eliten - Wer fürchtet die Demokratie?“ 

Rezension von Dieter Brendahl

[image: ]


Die Antworten leitet Paul Schreyer in diesem Buch klar gegliedert aus Gegenwart, Geschichte und Machtverhältnissen ab. 

Bereits im ersten Kapitel „Reichtum regiert“ weist er nach, dass die Regierungspolitik gegenwärtig nicht von der Mehrheit, sondern von der Einkommenshöhe bestimmt wird.

Das 2. Kapitel „Die Wahrheit über den Populismus“ enthält eine einleuchtende Beschreibung der Ursachen und Folgen. Der hiesige Missbrauch des Populismusbegriffs durch politische Akteur*innen wird an historischen und aktuellen Beispielen dargestellt. 

Im 3. Kapitel wird über Bestrebungen aufgeklärt, die Meinungsfreiheit in den sozialen Medien einzuschränken. An aktuellen Beispielen ist schlüssig begründet, wie die Demokratie durch Gesetzgebungsverfahren ausgehebelt wird. Die Wirkung des Fraktionszwangs wird beleuchtet.

Der Autor erhellt im 4. Kapitel „Der Traum von der Gemeinschaft“ die Hintergründe der EU als Projekt US-imperialer und deutscher Wirtschaftseliten. In einem geschichtlichen Diskurs wird nachgewiesen, dass Völkergemeinschaft darin keine Grundlage hatte.

Das Thema Volksabstimmungen hat Paul Schreyer gleich in drei Kapiteln abgehandelt („Sind Volksabstimmungen gefährlich?“, „Weshalb direkte Demokratie nicht im Grundgesetz steht“ und „Die Angst vor dem Volksentscheid“). Umfangreich und tiefgründig werden die Volksabstimmungen in der Weimarer Republik analysiert. Es werden die Gründe genannt, weshalb Volkes Wille noch immer einer Volksabstimmung entzogen ist: Die Ablehnung staatlicher Rüstungspolitik und NATO-Kriegsbeteiligungen werden mit Meinungsumfragen belegt. Im Buch wird zum Nachdenken angeregt, weshalb Wahlen kaum etwas an den Herrschaftsverhältnissen ändern. Sehr aufschlussreich ist die Recherche des Autors über das Zustandekommen des Grundgesetzes. Bezeichnend ist, von welchen Kräften und mit welchen Begründungen damals eine Volksabstimmung über das Grundgesetz verhindert wurde. Rückschlüsse auf heutige Verhältnisse sind angebracht. Sie werden durch Enttarnung aktueller politischen Statements und Entscheidungen erhellt!

Das 8. Kapitel „Aus Ohnmacht wird Wut oder: Wer ist die AfD?“ wird mit dem Satz eröffnet: „Wo die Interessen der Menschen ignoriert werden und eine demokratische Korrektur durch Volksabstimmungen unmöglich ist, da entsteht buchstäblich Ohnmacht, also die ängstigende, entwurzelnde und radikalisierende Erfahrung 'ohne Macht' zu sein.“ An anderer Stelle heißt es: „Der Aufstieg der Rechten ist logisches Resultat des wachsenden wirtschaftlichen Drucks auf die Bevölkerung und eines Bundestages, der bei wichtigen Beschlüssen von den Wählern abgekoppelt ist. Aus Ohnmacht wird Wut.“ Paul Schreyer hat in diesem Kapitel tiefschürfend recherchiert, welche Kreise mit welchen Mitteln für welche Ziele die AfD in die „Volksvertretungen“ gebracht haben. Auch hier erhellt ein geschichtlicher Diskurs ähnliche Entwicklungen in der Vergangenheit mit den bekannten katastrophalen Ergebnissen.

Im 9. Kapitel „Milliardäre machen Politik“ wird in einem Gedankenspiel klar, dass es in diesem Buch „bei Eigentümern nicht um Leute geht, deren Eigentum nicht mehr bloß Luxus und großzügiger Lebensstil, sondern politische Macht, die, je näher sie der Spitze steht, alle übrigen verfassungsmäßigen Gewalten – Regierung, Parlament, Justiz – zunehmend überragt.“ Es ist erstaunlich, welcher Kenntnisgewinn über die Arbeitsweise und den Einfluss bezahlter Demagogie durch Stiftungen mit dem Studium dieses Kapitels gewonnen werden kann!

Im 10. Kapitel „Begrenzte Grundreche“ weist der Autor nach, dass die verfassungsmäßigen Grundrechte nicht für alle gleich, sondern besitzabhängig sind.

Das Kapitel 11 „Der Tiefenstaat“ klärt an bekannten Beispielen darüber auf, wie in überwiegend unbekannter Weise Eigentum ermächtigt.

Im Kapitel 12 „Das Eigentum“ wird nachgewiesen, wie Besitz belohnt wird. Der Autor kritisiert, dass auch die Linkspartei, die im Wahlprogramm die Eigentumsfrage als Schicksalsfrage für die Demokratie bezeichnet, die Überführung von Großbanken in öffentliches Eigentum nicht näher ausführt. „Man hat eher den Eindruck einer von Großvätern übernommenen, traditionsreichen Parole, die den Anhängern ein wärmendes Gefühl vermitteln soll, als eines konkret durchdachten Planes.“ Auch die Reaktivierung der Vermögenssteuer ist offenbar in der Linkspartei nur ein Ziel unter vielen und wird mit wenig Nachdruck verfolgt. Die Debatte über das Eigentum wirkt, wo sie stattfindet, wie Folklore als müde Erinnerung an verflossene Kämpfe.

Die SPD, die in ihrem Wahlkampf die Wiedereinführung einer Vermögenssteuer erneut abgelehnt hat, will allenfalls „Spielräume in einer Arbeitsgruppe prüfen“. 

Der Buchautor zeichnet den Weg der Eigentumsfrage in der SPD von ihrem Heidelberger Programm bis heute nach. „Den Kampf um das Eigentum und dessen Begrenzung auf Dimensionen, die zwar Großzügigkeit und Luxus erlauben, nicht aber maßlose politische Macht, haben viele längst aufgegeben“ stellt er fest. „Der kalte Krieg währte 40 Jahre. Die heutige Terrorangst und der Streit um die Zuwanderung haben ebenfalls das Potential, die Gesellschaft über Jahrzehnte zu beschäftigen, sie in neue, politisch lenkbare, 'nützliche' Fronten zu treiben und eine Diskussion über Gleichheit und Gerechtigkeit für lange Zeit zu verdecken und lahmzulegen.“

Im Kapitel 13 „Vorsicht Querfront!“ klärt der Autor in dankenswerter Klarheit über den Ursprung und die Ziele der Querfront-Verdächtigungen auf. Manchen Oberflächlichen könnte damit ein Licht aufgehen, worauf er sich mit Querfront-Verdächtigungen eingelassen hat und wem sie nützen.

„Was am Ende übrig bleibt bei all den Grabenkämpfen, sind die zahlreicher werdenden Begriffe, mit denen eine grundsätzliche politische Kritik abgewehrt wird: 'Verschwörungstheorie', 'Antisemitismus', 'Querfront', 'Hate Speech', 'Populismus'.“

Im letzten Kapitel 14 mit dem Titel „Der Mythos von der 'Neuen Zeit'“ analysiert der Autor die Anwendung von einfachen Vorstellungen und Denkmustern in der politischen Auseinandersetzung (Deutungsrahmen bzw. Frames). Ausführlich stellt er an Beispielen dar, wie die Ansicht, wir befänden uns in einer 'neuen Zeit', manipulativ genutzt wird.

Er resümiert: Das derzeitige System der maßlosen Geldanhäufung zerstört eine gemeinsame, parteiübergreifende Kultur. „Es ist kriegerisch, unfair und garantiert Sonderregeln für einige wenige. Es ist mit der Idee der Demokratie nicht vereinbar.“

Meine Schlussfolgerung: 

Auf der Rückseite des Buchumschlags wird die Frage gestellt: Ist unsere Demokratie noch zu retten? Die fehlende Klarheit der gegebenen Antwort ist dem Umstand geschuldet, dass die materielle Ursache von Geldreichtum ausgeblendet bleibt, d.h. wie entsteht Herrschaft und Macht exorbitanten Geldreichtums. 

Es soll Parlamentarier*innen geben, die nicht nur an nuklear/fossilen Energieträgern festhalten, sondern den herrschenden Konzernen gestatten, für aus Sonne und Wind erzeugten Strom Fernübertragungsgebühren, EEG-Umlage und Börsengewinne zu kassieren.

Je mehr es der Allgemeinheit gelingt, Quellen frei verfügbarer erneuerbarer Energien zu nutzen, desto eher wachsen die Chancen, echte Demokratie zu erreichen.

Wer Chancen nutzen will, muss geeignete Gesetze zur Debatte stellen! 

Paul Schreyer: Die Angst der Eliten. Wer fürchtet die Demokratie? 224 Seiten; Westend-Verlag; ISBN 978-3864892097
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Natur gegen Kapital
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In diesem Buch des Japaners Kohei Saito werden Aussagen zu „Marx' Ökologie in seiner unvollendeten Kritik des Kapitalismus“ versprochen, so der Untertitel des Buches. Ausgewertet wurden die neuesten Veröffentlichungen in der MEGA und Bücher aus der Privatbibliothek von Marx. Kritisch setzt sich der Autor mit Marx-Interpret*innen auseinander. Er verspricht „eine systematischere und vollständige Rekonstruktion der Marx'schen ökologischen Kritik des Kapitalismus“. Das ist ihm auf den 328 Seiten des Buches gelungen.

Marx hatte die stofflichen Naturgrenzen der menschlichen Produktion bereits deutlich erkannt und auf die Beziehung zwischen Kapital und Natur als den zentralen Widerspruch des Kapitalismus hingewiesen. Die Natur wirkt allerdings nicht automatisch gegen den Kapitalismus und wird dessen Ende nicht automatisch herbeiführen, aber die rücksichtslose Ausbeutung der Natur wird soweit gehen, bis die Natur derartig zerstört ist, dass weite Teile der Erde unbewohnbar werden. Die zentrale Aufgabe im Sozialismus ist nach Marx daher die bewusste und nachhaltige Regulierung des Stoffwechsels zwischen Mensch und Natur. Im Einzelnen werden folgende Probleme behandelt.

Vor dem Kapitalismus gab es nach Marx „eine gemüthliche Beziehung des Menschen zur Erde“. Zwar wurde auch beim feudalen Grundeigentum die Menschen vom Grundeigentum entfremdet und Leibeigene als Teil des Bodeneigentums angesehen, aber erst im Kapitalismus endete das persönliche Herrschaftsverhältnis und machte einer unpersönlichen und sachlichen Beziehung zur Natur Platz. Der moderne Arbeiter verliert jegliche unmittelbare Beziehung zur Erde. Der Produzent wird von den objektiven Bedingungen der Produktion entfremdet.

Der Begriff des Stoffwechsels zwischen Mensch und Natur ist der wichtigste Leitfaden der ökologischen Analyse von Marx. Marx hat untersucht, wie die physikalisch-naturale Dimension des natürlichen und gesellschaftlichen Stoffwechsels von der Logik der Verwertung des Kapitals modifiziert und gestört wird. Das Kapital wird immer wieder mit den stofflichen Grenzen konfrontiert und sucht Wege, diese hinauszuschieben. Aber die ökologische Krise führt nicht automatisch zum Verfall des Kapitalismus, das erkannte Marx schon damals. Auch erkannte Marx, dass die Einführung neuer „moralischer“ Umweltschutzwerte nicht ausreicht, um das Streben nach Profit, ohne Rücksicht auf Nachhaltigkeit, einzudämmen. Durch die Konkurrenz gezwungen, zögert das Kapital trotzdem nicht, die Natur noch schneller und intensiver auszubeuten. Diese negative und destruktive Tendenz kann im Kapitalismus nicht gestoppt werden. Neue wissenschaftliche Erkenntnisse verschlimmern nur die Situation.

Intensiv hat sich Marx mit den Erkenntnissen des Agrochemikers Liebig auseinander gesetzt. Liebig hatte erkannt, dass die mit der Ernte entfernten Nährstoffe dem Boden wieder zugesetzt werden müssen, um eine gleich hohe Ernte im nächsten Jahr wieder zu erzielen: Gesetz des Ersatzes. Liebig hatte in Nordamerika erlebt, wie die Farmer, nachdem der Boden ohne Düngerzugabe erschöpft war, einfach weiter gen Osten zogen und jungfräulichen Boden unter den Pflug nahmen. Diese kapitalistische Ausbeutung des Bodens als Gratisnaturproduktivkraft führte Liebig zur Erkenntnis der Naturgrenzen und des Raubbaus. Der Grund der Raubwirtschaft liegt im Monopol des Privateigentums, dem es um unmittelbaren Gewinn und nicht um Nachhaltigkeit geht. Er erkannte ebenso, dass es einen unendlich steigenden Bodenertrag nicht geben kann. So kam Marx zu der Einsicht, dass die Natur nicht beliebig technologisch unterworfen werden kann, sondern dass es eine unüberwindliche natürliche Grenze gibt. Marx lehnte die vom Kapitalismus hervorgebrachte einseitige technologische Entwicklung, die den Arbeiter und die Erde erschöpfen musste, ab. Der Scheinfortschritt mittels der bewussten Anwendung der Naturwissenschaft und Technologie raubt in Wirklichkeit umgekehrt die Grundlage allen Reichtums, so Marx. Das Privateigentum ist daher inkompatibel mit den stofflichen Voraussetzungen für die Realisierung der nachhaltigen Produktion.

Besonders England musste sich immer mehr aus den Kolonien mit landwirtschaftlichen Produkten beliefern lassen, weil die eigenen Erträge nicht ausreichten. Die internationale Ausbeutung von begrenzten Ressourcen erkennt Marx bereits als zukünftigen Normalzustand. In den Kolonien wird die traditionelle nachhaltige Landwirtschaft zerstört.

Den GRÜNEN vorweggenommen hat Marx auch die Erkenntnis, dass es in der kapitalistischen Produktion nicht um das Wohl und die Gesundheit der Tiere geht, sondern um die Nützlichkeit für das Kapital. Marx bezeichnete die „Stallfütterung“ als „Zellengefängnissystem“. Er erkannte: „In diesen Gefängnissen werden die Tiere geboren u. bleiben drin bis sie are killed off“. Die Züchtung führt zu abnormaler Entwicklung, indem ihre Knochen unterdrückt werden, um sie in bloße Fleisch- und Fettmassen zu verwandeln. Sehr moderne Erkenntnisse von Marx vor 173 Jahren.

Marx postuliert, dass die Natur nicht willkürlich modifizierbar ist und der gesellschaftliche Umgang mit der Natur bewusst reguliert werden muss. Das Kapital ist unfähig, dieser Forderung nachzukommen. Deshalb fordert Marx die radikale Umwandlung der Produktionsverhältnisse und die bewusste und rationelle Verwaltung des natürlichen und gesellschaftlichen Stoffwechsels durch die „associirten Produzenten“.

Marx hat sich auch mit den Problemen des Klimawandels als Gefahr für die Zivilisation befasst. Historisch ist belegt, dass das Abholzen der Wälder im Altertum und Mittelalter das Klima zuungunsten der landwirtschaftliche Produktion veränderte. Der klimatische Einfluss auf die Agrarproduktion ist dabei stärker als die Düngung. Heutige Parallelen zur Erderhitzung bestätigen diese Erkenntnisse. Der Mensch ist eben nach Marx nicht in der Lage, die äußerliche Umwelt ganz willkürlich nach seinen Bedürfnissen und Zwecken zu manipulieren.

Marx hat gleichzeitig mit der Entwicklung seiner politischen Ökonomie sein ökologisches Denken als Kritik des Kapitalismus herausgebildet. Er hat überzeugend nachgewiesen, dass das Kapital durch seine unendliche Verwertungsbewegung der grundlegenden Endlichkeit der Naturkräfte und Ressourcen widerspricht. Der späte Marx sah die Störung des Stoffwechsels zwischen Mensch und Natur sogar als den gravierendsten Widerspruch des Kapitalismus an.

Kohei Saito: Natur gegen Kapital

ISBN 978-3-593-50547-3 (Print), ISBN 978-3-593-43402-5 (E-Book), 39, 95 €


Kapitalismus und Naturzerstörung
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Nicht jeder wird diese Dissertation von Christian Stache lesen wollen oder können. Sie ist hochwissenschaftlich in der Formulierung, verlangt philosophische Grundkenntnisse, Kenntnis der Marx'schen Lehre und ist, wie bei Dissertationen üblich, teuer (89,90 €). Aber es lohnt sich, die 574 Seiten zu lesen. Ziel der Dissertation ist es, das Verhältnis der kapitalistischen Gesellschaft zur Natur zu bestimmen.

Auf den ersten 280 Seiten setzt sich der Autor mit den bekannten gegenwärtigen Theorien auseinander. Er analysiert die moderne Philosophie von Donna Haraway, die kritische Theorie der Regulation gesellschaftlicher Naturverhältnisse von Christoph Görgs und Ulrich Brand sowie die von Alain Lipietz entwickelte Politische Ökologie. Den jeweiligen Kapiteln sind Zwischenfazite, Fazite und Resümees zugeordnet, die den Inhalt der Abschnitte gut widerspiegeln. Es genügt, wenn  philosophisch wenige Interessierte das lesen. Der Autor kommt zum Schluss: „In den jeweiligen Gesellschaftstheorien wird weder erklärt, woher die kritisierten Diskurse, Vorstellungen und Begriffe kommen, welchen Charakter sozialökologische Kämpfe haben, wer ihre Träger sind und in welchem Verhältnis sie zur politischen Ökonomie kapitalistischer Klassengesellschaften stehen. Noch wird genauer dargestellt, auf welcher ökonomischen Basis die sozialen Beziehungen und politischen Kämpfe um das gesellschaftliche Naturverhältnis sich entfalten“. Der Autor stützt sich deshalb auf die Hinweise zum Naturproblem, die Marx im Kapital gegeben hat.

Das 6. Kapitel von Seite 409 bis 533 sollte man unbedingt lesen, denn es hat das Verhältnis der kapitalistischen Gesellschaft zur Natur aus der Sicht von Marx zum Inhalt. Der Autor hat alle Hinweise von Marx und Engels zur Natur zusammen getragen, bewertet und auf die heutige Zeit bezogen. Er untersucht die Stellung der Natur im Arbeitsprozess, im Wertbildungsprozess, in der Produktion, in der Zirkulation und in der Landwirtschaft. Er beschreibt die 4-fache Abstraktion von der Natur in Wechselwirkung mit dem Zwang, beständig mehr Natur zur Mehrwertproduktion anzueignen und in sie integrieren zu müssen (Ökologischer Imperialismus). Da die Jagd nach Profit eine steigende Naturzerstörung verursacht und die kapitalistische Gesellschaftsformation nur bei Strafe ihres Untergangs schrumpfen kann, sind auch alle Vorschläge für „De-Growth“ (Brand), „Steady-state-Economy“ (Dali) und ein „Green New Deal“ (GRÜNE) im Rahmen des kapitalistischen Systems zum Scheitern verurteilt. Ein begrünter Kapitalismus kann die Probleme nicht lösen. Ein Bruch mit der gegenwärtigen kapitalistischen Form und die Neugestaltung des gesellschaftlichen Naturverhältnisses sind alternativlos. 

„Auch die Natur wartet auf die Revolution“ (Marcuse).

Christian Stache: Kapitalismus und Naturzerstörung, Zur kritischen Theorie des gesellschaftlichen Naturverhältnisses. 2017. ISBN 978-3-86388-4 (Buch), ISBN 978-3-86388-308-9 (e-Book), 89,90 €.
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Anmerkungen

	[←1
] 

	20 Jahre Ökodorf Sieben Linden. Erfahrung, Reflexion und Resümee, 136 Seiten, Eurotopia-Buchversand, A4 mit zahlreichen Farbfotos, 15 €, www.eurotopiaversand.de

mehr Information: https://siebenlinden.org/de/start/ 







	[←2
] 

	Landwirte erbringen mit der Erfüllung der seit 2015 gültigen Greening-Auflagen weitere Zusatzleistungen für Natur und Umwelt und sorgen dadurch für einen ökologischen Mehrwert.







	[←3
] 

	Die SWOT-Analyse (engl. Akronym für Strengths (Stärken), Weaknesses (Schwächen), Opportunities (Chancen) und Threats (Risiken)) ist ein Instrument der strategischen Planung. 







	[←4
] 

	Trilog: paritätisch zusammengesetzte Dreiertreffen zwischen den in den gesetzgebenden Prozess der EU involvierten Institutionen – der Europäischen Kommission, dem Rat der Europäischen Union und dem Europäischen Parlament, wobei die Europäische Kommission eine moderierende Funktion übernimmt.







	[←5
] 

	https://www.die-linke.de/fileadmin/download/parteivorstand/2018-2020/beschluesse/185_Europawahlprogramm_-_Auszug_aus_Antragsheft_I.pdf 







	[←6
] 

	https://www.thuenen.de/media/publikationen/thuenen-report/Thuenen_Report_65.pdf 







	[←7
] 

	erarbeitet von der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag, den agrarpolitischen Sprecher*innen der Bundestags – und den Landtagsfraktionen, Cornelia Ernst, Martina Michels und Helmut Scholz als Mitglieder der Delegation DIE LINKE. im Europäischen Parlament und unter der Mitwirkung der Bundesarbeitsgemeinschaft »Agrarpolitik und ländlicher Raum« beim Parteivorstand DIE LINKE







	[←8
] 

	Landwirt*innen meint auch Bäuer*innen.







	[←9
] 

	Weltagrarbericht (2016): https://www.weltagrarbericht.de/themen-des-weltagrarberichts/landgrabbing.html 







	[←10
] 

	https://www.maria-heubuch.eu/landwirtschaft/landgrabbing/ 







	[←11
] 

	tni (transnational institute) (2016): Land grabbing and land concentration in Europe







	[←12
] 

	„Der Gini-Koeffizient oder auch Gini-Index ist ein statistisches Maß, das vom italienischen Statistiker Corrado Gini zur Darstellung von Ungleichverteilungen entwickelt wurde.“ (Wikipedia) Ein Wert 0 bdeutet eine gleichmäßige Verteilung und 1 maximale Ungleichverteilung.







	[←13
] 

	Hans Watzak (2005): Der Streit um die Reform, in: Modrow und Watzak (Hrsg.): Junkerland in Bauernhand – Die deutsche Bodenreform und ihre Folgen. Edition ost.







	[←14
] 

	Eigene Unterlagen und https://www.nachhaltig-links.de/index.php/foerderung/eu-agrarfoerderung/863-gap-nach-2013, abgerufen 10.2.2019 
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